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Umwandlungssteuergesetz in der Fassung des SEStEG vom 12.12.2006 
 
 

Umwandlungssteuergesetz 1995 
 

Umwandlungssteuergesetz 2006 
 

Erster Teil. Allgemeine Vorschriften zu 
dem zweiten bis siebten Teil  
 

Erster Teil. Allgemeine Vorschriften   

§ 1 Anwendungsbereich des zweiten bis 
siebten Teils 
 
(1) Der zweite bis siebte Teil gilt nur für 
Umwandlungen im Sinne des § 1 des 
Umwandlungsgesetzes von Kapitalge-
sellschaften, eingetragenen Genossen-
schaften, eingetragenen Vereinen (§ 21 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs), wirt-
schaftlichen Vereinen (§ 22 des Bürger-
lichen Gesetzbuchs), genossenschaftli-
chen Prüfungsverbänden, Versiche-
rungsvereinen auf Gegenseitigkeit sowie 
Körperschaften und Anstalten des öffent-
lichen Rechts. Diese Teile gelten nicht 
für die Ausgliederung. 

§ 1 Anwendungsbereich und Begriffsbe-
stimmungen 
 
(1) Der zweite bis fünfte Teil gilt nur für  
1. die Verschmelzung, Aufspaltung und 
Abspaltung im Sinne der §§ 2, 123 
Abs. 1 und 2 des Umwandlungsgesetzes 
von Körperschaften oder vergleichbare 
ausländische Vorgänge sowie des Arti-
kels 17 der Verordnung (EG) 
Nr. 2157/2001 und des Artikels 19 der 
Verordnung (EG) Nr. 1435/2003; 
2. den Formwechsel einer Kapitalgesell-
schaft in eine Personengesellschaft im 
Sinne des § 190 Abs. 1 des Umwand-
lungsgesetzes oder auf Grund vergleich-
barer ausländischer Vorgänge; 
3. die Umwandlung im Sinne des § 1 
Abs. 2 des Umwandlungsgesetzes, so-
weit sie einer Umwandlung im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 des Umwandlungsgesetzes 
entspricht sowie 
4. die Vermögensübertragung im Sinne 
des § 174 des Umwandlungsgesetzes 
vom 28. Oktober 1994 (BGBI. I S. 3210, 
1995 I S. 428), das zuletzt durch Artikel 
10 des Gesetzes vom 9. Dezember 2004 
(BGBI. I S. 3214) geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fassung. 
Diese Teile gelten nicht für die Ausglie-
derung im Sinne des § 123 Abs. 3 des 
Umwandlungsgesetzes. 
 

(2) Für die Verschmelzung im Sinne des 
§ 2 des Umwandlungsgesetzes gelten der 
zweite, dritte sowie der sechste und sieb-
te Teil, für die Vermögensübertragung 
(Vollübertragung) im Sinne des § 174 
Abs. 1 des Umwandlungsgesetzes der 
dritte und sechste Teil sowie § 19. 
 

(2) Absatz 1 findet nur Anwendung, 
wenn 
 
1. beim Formwechsel der umwandelnde 

Rechtsträger oder bei den anderen 
Umwandlungen die übertragenden 
und die übernehmenden Rechtsträger 
nach den Rechtsvorschriften eines 
Mitgliedstaats der Europäischen U-
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nion oder eines Staates, auf den das 
Abkommen über den Europäischen 
Wirtschaftsraum Anwendung findet, 
gegründete Gesellschaften im Sinne 
des Artikels 48 des Vertrags zur 
Gründung der Europäischen Gemein-
schaft oder des Artikels 34 des Ab-
kommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum sind, deren Sitz und 
Ort der Geschäftsleitung sich inner-
halb des Hoheitsgebiets eines dieser 
Staaten befinden oder 

 
2. übertragender Rechtsträger eine Ge-

sellschaft im Sinne der Nummer 1 
und übernehmender Rechtsträger ei-
ne natürliche Person ist, deren 
Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufent-
halt sich innerhalb des Hoheitsge-
biets eines der Staaten im Sinne der 
Nummer 1 befindet und die nicht auf 
Grund eines Abkommens zur Ver-
meidung der Doppelbesteuerung mit 
einem dritten Staat als außerhalb des 
Hoheitsgebiets dieser Staaten ansäs-
sig angesehen wird. 

 
Eine Europäische Gesellschaft im Sinne 
der Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 und 
eine Europäische Genossenschaft im Sin-
ne der Verordnung (EG) 1435/2003 gel-
ten für die Anwendung des Satzes 1 als 
eine nach den Rechtsvorschriften des 
Staates gegründete Gesellschaft, in des-
sen Hoheitsgebiet sich der Sitz der Ge-
sellschaft befindet.  
 

(3) Für den Formwechsel einer Kapital-
gesellschaft in eine Personengesellschaft 
im Sinne des § 190 Abs. 1 des Umwand-
lungsgesetzes und den Formwechsel ei-
ner eingetragenen Genossenschaft in eine 
Personengesellschaft im Sinne des § 38a 
des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes 
gelten die §§ 14 und 18. 
 

(3) Der sechste bis achte Teil gilt nur für 
 
1. die Verschmelzung, Aufspaltung und 

Abspaltung im Sinne der §§ 2 und 
123 Abs. 1 und 2 des Umwandlungs-
gesetzes von Personenhandelsgesell-
schaften und Partnerschaftsgesell-
schaften oder auf Grund vergleichba-
re ausländische Vorgänge; 

2. die Ausgliederung von Vermögens-
teilen im Sinne des § 123 Abs. 3 des 
Umwandlungsgesetzes oder auf 
Grund vergleichbarer ausländischer 
Vorschriften; 
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3. den Formwechsel einer Personenge-
sellschaft in eine Kapitalgesellschaft 
im Sinne des § 190 Abs. 1 des Um-
wandlungsgesetzes oder vergleichba-
rer ausländischer Vorgänge; 

4. die Einbringung von Betriebsvermö-
gen durch Einzelrechtsnachfolge in 
eine Kapitalgesellschaft, eine Euro-
päische Genossenschaft oder Perso-
nengesellschaft sowie 

5. den Austausch von Anteilen. 
 

(4) Für die Aufspaltung und die Abspal-
tung im Sinne des § 123 Abs. 1 und 2 
des Umwandlungsgesetzes gelten der 
fünfte bis siebte Teil, für die der Auf-
spaltung und der Abspaltung entspre-
chenden Vorgänge der Vermögensüber-
tragung (Teilübertragung) im Sinne des § 
174 Abs. 2 Nr. 1 und 2 des Umwand-
lungsgesetzes die §§ 15 und 19. 
 

(4) Absatz 3 gilt nur, wenn 
 
1. der übernehmende Rechtsträger eine 

Gesellschaft im Sinne von Absatz 2 
Satz 1 Nr. 1 ist und 

2. in den Fällen des Absatzes 3 Nr. 1 
bis 4  
a) beim Formwechsel der umwan-

delnde Rechtsträger, bei der Ein-
bringung durch Einzelrechtsnach-
folge der einbringende Rechtsträ-
ger oder bei den anderen Um-
wandlungen der übertragende 
Rechtsträger 

aa) eine Gesellschaft im Sinne von 
Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 ist und, 
wenn es sich um eine Personen-
gesellschaft handelt, soweit an 
dieser Körperschaften, Personen-
vereinigungen, Vermögensmas-
sen oder natürliche Personen un-
mittelbar oder mittelbar über eine 
oder mehrere Personengesell-
schaften beteiligt sind, die die 
Voraussetzungen im Sinne von 
Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 und 2 erfül-
len oder 

bb) eine natürliche Person im Sinne 
von Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 ist  

oder 
b) das Recht der Bundesrepublik 

Deutschland hinsichtlich der Be-
steuerung des Gewinns aus der 
Veräußerung der erhaltenen An-
teile nicht ausgeschlossen oder 
beschränkt ist. 

 
Satz 1 ist in den Fällen der Einbringung 
eines Betriebs, Teilbetriebs oder Mitun-
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ternehmeranteils in eine Personengesell-
schaft nach § 24 nicht anzuwenden. 
 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nur für 
Körperschaften, die nach § 1 des Körper-
schaftsteuergesetzes unbeschränkt steu-
erpflichtig sind. 
 

(5) Soweit dieses Gesetz nichts anderes 
bestimmt, ist 
 
1. „Richtlinie 90/434/EWG" 
die Richtlinie 90/434/EWG des Rates 
vom 23. Juli 1990 über das gemeinsame 
Steuersystem für Fusionen, Spaltungen, 
die Einbringung von Unternehmensantei-
len und den Austausch von Anteilen, die 
Gesellschaften verschiedener Mitglied-
staaten betreffen (ABL. EG Nr. L 225 S. 
1), zuletzt geändert durch die Richtlinie 
2005/19/EG des Rates vom 17. Februar 
2005 (ABI. EU Nr. L 58 S. 19) in der 
zum Zeitpunkt des steuerlichen Übertra-
gungsstichtags jeweils geltenden Fas-
sung; 
 
2. „Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 
die Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des 
Rates vom B.  Oktober 2001 über das 
Statut der Europäischen Gesellschaft 
(SE) (ABL. EG Nr. L 294 S. 1), zuletzt 
geändert durch Verordnung (EG) Nr. 
885/2004 des Rates vom 26. April 2004 
(ABI. EU Nr. L 168 S. 1) in der zum 
Zeitpunkt des steuerlichen Übertra-
gungsstichtags jeweils geltenden Fas-
sung; 
 
3. „Verordnung (EG) Nr. 1435/2003 
die Verordnung (EG) Nr. 1435/2003 des 
Rates vom 22. Juli 2003 über das Statut 
der Europäischen Genossenschaften 
(SCE) (ABI. EU Nr. L 207 S. 1) in der 
zum Zeitpunkt des steuerlichen Übertra-
gungsstichtags jeweils geltenden Fas-
sung; 
 
4. „Buchwert" 
der Wert, der sich nach den steuerrecht-
lichen Vorschriften über die Gewinner-
mittlung in einer für den steuerlichen 
Übertragungsstichtag aufzustellenden 
Steuerbilanz ergibt oder ergäbe. 
 

§ 2 Steuerliche Rückwirkung 
 

§ 2 Steuerliche Rückwirkung 
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(1) Das Einkommen und das Vermögen 
der übertragenden Körperschaft sowie 
der Übernehmerin sind so zu ermitteln, 
als ob das Vermögen der Körperschaft 
mit Ablauf des Stichtages der Bilanz, die 
dem Vermögensübergang zugrunde liegt 
(steuerlicher Übertragungsstichtag), ganz 
oder teilweise auf die Übernehmerin ü-
bergegangen wäre. Das Gleiche gilt für 
die Ermittlung der Bemessungsgrundla-
gen bei der Gewerbesteuer. 
 
 

(1) Das Einkommen und das Vermögen 
der übertragenden Körperschaft sowie 
des übernehmenden Rechtsträgers sind 
so zu ermitteln, als ob das Vermögen der 
Körperschaft mit Ablauf des Stichtags 
der Bilanz, die dem Vermögensübergang 
zu Grunde liegt (steuerlicher Übertra-
gungsstichtag), ganz oder teilweise auf 
den übernehmenden Rechtsträger über-
gegangen wäre. Das Gleiche gilt für die 
Ermittlung der Bemessungsgrundlagen 
bei der Gewerbesteuer. 
 

(2) Ist die Übernehmerin eine Personen-
gesellschaft, so gilt Absatz 1 Satz 1 für 
das Einkommen und das Vermögen der 
Gesellschafter. 
 

(2) Ist die Übernehmerin eine Personen-
gesellschaft, gilt Absatz 1 Satz 1 für das 
Einkommen und das Vermögen der Ge-
sellschafter. 
 

 (3) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzu-
wenden, soweit Einkünfte auf Grund 
abweichender Regelungen zur Rückbe-
ziehung eines in § 1 Abs. 1 bezeichneten 
Vorgangs in einem anderen Staat der Be-
steuerung entzogen werden. 
 

Zweiter Teil. Vermögensübergang auf 
eine Personengesellschaft oder auf eine 
natürliche Person 
 

Zweiter Teil. Vermögensübergang bei 
Verschmelzung auf eine Personengesell-
schaft oder auf eine natürliche Person 
und Formwechsel einer Kapitalgesell-
schaft in eine Personengesellschaft 
 

§ 3 Wertansätze in der steuerlichen 
Schlussbilanz der übertragenden Kör-
perschaft 
 
Wird das Vermögen der übertragenden 
Körperschaft, Betriebsvermögen der ü-
bernehmenden Personengesellschaft oder 
der übernehmenden natürlichen Person, 
können die Wirtschaftsgüter in der steu-
erlichen Schlussbilanz mit dem Buch-
wert oder einem höheren Wert angesetzt 
werden. Der Ansatz mit dem Buchwert 
ist auch zulässig, wenn in der Handelsbi-
lanz das eingebrachte Betriebsvermögen 
nach handelsrechtlichen Vorschriften mit 
einem höheren Wert angesetzt werden 
muss. Buchwert ist der Wert, der sich 
nach den steuerrechtlichen Vorschriften 
über die Gewinnermittlung ergibt. Die 
Teilwerte der einzelnen Wirtschaftsgüter 

§ 3 Wertansätze in der steuerlichen 
Schlussbilanz der übertragenden Kör-
perschaft 
 
(1) Bei einer Verschmelzung auf eine 
Personengesellschaft oder natürliche 
Person sind die übergehenden Wirt-
schaftsgüter in der steuerlichen Schluss-
bilanz der übertragenden Körperschaft 
mit dem gemeinen Wert anzusetzen. Für 
die Bewertung von Pensionsrückstel-
lungen gilt § 6a des Einkommensteuer-
gesetzes. 
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dürfen nicht überschritten werden. 
 (2) Auf Antrag können die übergehenden 

Wirtschaftsgüter abweichend von Absatz 
1 einheitlich mit dem Buchwert oder ei-
nem höheren Wert, höchstens jedoch 
mit dem gemeinen Wert, angesetzt wer-
den, soweit 
 
1. sie Betriebsvermögen der überneh-

menden Personengesellschaft oder 
natürlichen Person werden und si-
chergestellt ist, dass sie später der 
Besteuerung mit Einkommensteuer 
oder Körperschaftsteuer unterliegen 
und 

 
2. das Recht der Bundesrepublik 

Deutschland hinsichtlich der Besteu-
erung des Gewinns aus der Veräuße-
rung der übertragenen Wirtschaftsgü-
ter bei den Gesellschaftern der über-
nehmenden Personengesellschaften 
oder bei der natürlichen Person nicht 
ausgeschlossen oder beschränkt wird 
und 

 
3. eine Gegenleistung nicht gewährt 

wird oder in Gesellschaftsrechten be-
steht. 

 
Der Antrag ist spätestens bis zur erst-
maligen Abgabe der steuerlichen 
Schlussbilanz bei dem für die Besteue-
rung der übertragenden Körperschaft 
zuständigen Finanzamt zu stellen. 
 

 (3) Haben die Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union bei Verschmelzung einer 
unbeschränkt steuerpflichtigen Körper-
schaft Artikel 10 der Richtlinie 
90/434/EWG anzuwenden, ist die Kör-
perschaftsteuer auf den Übertragungs-
gewinn gemäß § 26 des Körperschafts-
teuergesetzes um den Betrag ausländi-
scher Steuer zu ermäßigen, der nach den 
Rechtsvorschriften eines anderen Mit-
gliedstaats der Europäischen Union er-
hoben worden wäre, wenn die übertrage-
nen Wirtschaftsgüter zum gemeinen 
Wert veräußert worden wären. Satz 1 gilt 
nur, soweit die übertragenen Wirt-
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schaftsgüter einer Betriebsstätte der ü-
bertragenden Körperschaft in einem an-
deren Mitgliedstaat der Europäischen 
Union zuzurechnen sind und die Bundes-
republik Deutschland die Doppelbesteue-
rung bei der übertragenden Körperschaft 
nicht durch Freistellung vermeidet. 
 

§ 4 Auswirkungen auf den Gewinn der 
übernehmenden Personengesellschaft 
 
(1) Die Personengesellschaft hat die auf 
sie übergegangenen Wirtschaftsgüter mit 
dem in der steuerlichen Schlussbilanz 
der übertragenden Körperschaft enthal-
tenen Wert zu übernehmen. 
 

§ 4 Auswirkungen auf den Gewinn des 
übernehmenden Rechtsträgers 
 
(1) Der übernehmende Rechtsträger hat 
die auf ihn übergegangenen Wirtschafts-
güter mit dem in der steuerlichen 
Schlussbilanz der übertragenden Körper-
schaft enthaltenen Wert im Sinne des § 3 
zu übernehmen. Die Anteile an der über-
tragenden Körperschaft sind bei dem ü-
bernehmenden Rechtsträger zum steuer-
lichen Übertragungsstichtag mit dem 
Buchwert, erhöht um Abschreibungen, 
die in früheren Jahren steuerwirksam 
vorgenommen worden sind, sowie um 
Abzüge nach § 6b des Einkommensteu-
ergesetzes und ähnliche Abzüge, höchs-
tens mit dem gemeinen Wert, anzuset-
zen. Auf einen sich daraus ergebenden 
Gewinn finden § 8b Abs. 2 Satz 4 und 5 
des Körperschaftsteuergesetzes sowie § 3 
Nr. 40 Satz 1 Buchstabe a Satz 2 und 3 
des Einkommensteuergesetzes Anwen-
dung. 
 

(2) Die übernehmende Personengesell-
schaft tritt in die steuerliche Rechtsstel-
lung der übertragenden Körperschaft ein, 
insbesondere bezüglich der Bewertung 
der übernommenen Wirtschaftsgüter, der 
Absetzungen für Abnutzung und der den 
steuerlichen Gewinn mindernden Rück-
lagen. Ein verbleibender Verlustvortrag 
im Sinne der §§ 2a, 10d, 15 Abs. 4 oder 
§ 15a des Einkommensteuergesetzes 
geht nicht über. Ist die Dauer der Zuge-
hörigkeit eines Wirtschaftsguts zum Be-
triebsvermögen für die Besteuerung be-
deutsam, so ist der Zeitraum seiner Zu-
gehörigkeit zum Betriebsvermögen der 
übertragenden Körperschaft der über-
nehmenden Personengesellschaft anzu-
rechnen. 

(2) Der übernehmende Rechtsträger tritt 
in die steuerliche Rechtsstellung der ü-
bertragenden Körperschaft ein, insbe-
sondere bezüglich der Bewertung der 
übernommenen Wirtschaftsgüter, der 
Absetzungen für Abnutzung und der den 
steuerlichen Gewinn mindernden Rück-
lagen. Verrechenbare Verluste, verblei-
bende Verlustvorträge oder vom übertra-
genden Rechtsträger nicht ausgeglichene 
negative Einkünfte gehen nicht über. Ist 
die Dauer der Zugehörigkeit eines Wirt-
schaftsguts zum Betriebsvermögen für 
die Besteuerung bedeutsam, so ist der 
Zeitraum seiner Zugehörigkeit zum Be-
triebsvermögen der übertragenden Kör-
perschaft dem übernehmenden Rechts-
träger anzurechnen. Ist die übertragende 
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 Körperschaft eine Unterstützungskasse, 
erhöht sich der laufende Gewinn des ü-
bernehmenden Rechtsträgers in dem 
Wirtschaftsjahr, in das der Umwand-
lungsstichtag fällt, um die von ihm oder 
seinen Gesellschaftern an die Unterstüt-
zungskasse geleisteten Zuwendungen 
nach § 4d des Einkommensteuergesetzes; 
§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 2 des Ein-
kommensteuergesetzes gilt sinngemäß. 
 

(3) Sind die übergegangenen Wirt-
schaftsgüter in der steuerlichen Schluss-
bilanz der übertragenden Körperschaft 
mit einem über dem Buchwert liegenden 
Wert angesetzt, sind die Absetzungen für 
Abnutzung bei der übernehmenden Per-
sonengesellschaft in den Fällen des § 7 
Abs. 4 Satz 1 und Abs. 5 des Einkom-
mensteuergesetzes nach der bisherigen 
Bemessungsgrundlage, in allen anderen 
Fällen nach dem Buchwert, jeweils ver-
mehrt um den Unterschiedsbetrag zwi-
schen dem Buchwert der einzelnen Wirt-
schaftsgüter und dem Wert, mit dem die 
Körperschaft die Wirtschaftsgüter in der 
steuerlichen Schlussbilanz angesetzt hat, 
zu bemessen. 
 

(3) Sind die übergegangenen Wirt-
schaftsgüter in der steuerlichen Schluss-
bilanz der übertragenden Körperschaft 
mit einem über dem Buchwert liegenden 
Wert angesetzt, sind die Absetzungen für 
Abnutzung bei dem übernehmenden 
Rechtsträger in den Fällen des § 7 Abs. 4 
Satz 1 und Abs. 5 des Einkommensteu-
ergesetzes nach der bisherigen Bemes-
sungsgrundlage, in allen anderen Fällen 
nach dem Buchwert, jeweils vermehrt 
um den Unterschiedsbetrag zwischen 
dem Buchwert der einzelnen Wirt-
schaftsgüter und dem Wert, mit dem die 
Körperschaft die Wirtschaftsgüter in der 
steuerlichen Schlussbilanz angesetzt hat, 
zu bemessen. 
 

(4) Infolge des Vermögensübergangs er-
gibt sich ein Übernahmegewinn oder 
Übernahmeverlust in Höhe des Unter-
schiedsbetrags zwischen dem Wert, mit 
dem die übergegangenen Wirtschaftsgü-
ter zu übernehmen sind, und dem Buch-
wert der Anteile an der übertragenden 
Körperschaft. Der Buchwert ist der Wert, 
mit dem die Anteile nach den steuer-
rechtlichen Vorschriften über die Ge-
winnermittlung in einer für den steuerli-
chen Übertragungsstichtag aufzustellen-
den Steuerbilanz anzusetzen sind oder 
anzusetzen wären. Bei der Ermittlung 
des Übernahmegewinns oder des Über-
nahmeverlustes bleibt der Wert der über-
gegangenen Wirtschaftsgüter außer An-
satz, soweit er auf Anteile an der über-
tragenden Körperschaft entfällt, die am 
steuerlichen Übertragungsstichtag nicht 
zum Betriebsvermögen der übernehmen-
den Personengesellschaft gehören. 

(4) Infolge des Vermögensübergangs er-
gibt sich ein Übernahmegewinn oder 
Übernahmeverlust in Höhe des Unter-
schiedsbetrags zwischen dem Wert, mit 
dem die übergegangenen Wirtschaftsgü-
ter zu übernehmen sind abzüglich der 
Kosten für den Vermögensübergang und 
dem Wert der Anteile an der übertragen-
den Körperschaft (Absatz 1, § 5 Abs. 2 
und 3). Für die Ermittlung des Übernah-
megewinns oder Übernahmeverlusts sind 
abweichend von Satz I die übergegange-
nen Wirtschaftsgüter der übertragenden 
Körperschaft mit dem Wert nach § 3 
Abs. 1 anzusetzen, soweit an ihnen kein 
Recht der Bundesrepublik Deutschland 
zur Besteuerung des Gewinns aus einer 
Veräußerung bestand. Bei der Ermittlung 
des Übernahmegewinns oder des Über-
nahmeverlustes bleibt der Wert der über-
gegangenen Wirtschaftsgüter außer An-
satz, soweit er auf Anteile an der über-
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 tragenden Körperschaft entfällt, die am 
steuerlichen Übertragungsstichtag nicht 
zum Betriebsvermögen des übernehmen-
den Rechtsträgers gehören. 
 

(5) Ein Übernahmegewinn erhöht sich 
und ein Übernahmeverlust verringert 
sich um einen Sperrbetrag im Sinne des 
§ 50c des Einkommensteuergesetzes, 
soweit die Anteile an der übertragenden 
Körperschaft am steuerlichen Übertra-
gungsstichtag zum Betriebsvermögen der 
übernehmenden Personengesellschaft 
gehören. 
 

(5) Ein Übernahmegewinn erhöht sich 
und ein Übernahmeverlust verringert 
sich um einen Sperrbetrag im Sinne des 
§ 50c des Einkommensteuergesetzes, 
soweit die Anteile an der übertragenden 
Körperschaft am steuerlichen Übertra-
gungsstichtag zum Betriebsvermögen 
des übernehmenden Rechtsträgers gehö-
ren. Ein Übernahmegewinn vermindert 
sich oder ein Übernahmeverlust erhöht 
sich um die Bezüge, die nach § 7 zu den 
Einkünften aus Kapitalvermögen im Sin-
ne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 des Einkom-
mensteuergesetzes gehören. 
 

(6) Ein Übernahmeverlust bleibt außer 
Ansatz. 
 

(6) Ein Übernahmeverlust bleibt außer 
Ansatz, soweit er auf eine Körperschaft, 
Personenvereinigung oder Vermögens-
masse als Mitunternehmerin der Perso-
nengesellschaft entfällt. Satz 1 gilt nicht 
für Anteile an der übertragenden Gesell-
schaft, die die Voraussetzungen des § 8b 
Abs. 7 und § 8b Abs. 8 Satz 1 des Kör-
perschaftsteuergesetzes erfüllen. In den 
Fällen des Satzes 2 ist der Übernahme-
verlust bis zur Höhe der Bezüge nach § 
20 Abs. 1 Nr. 1 des Einkommensteuer-
gesetzes zu berücksichtigen. In den übri-
gen Fällen ist er in Höhe der Bezüge 
nach § 20 Abs. 1 Nr. 1 des Einkommens-
teuergesetzes zur Hälfte zu berücksichti-
gen; ein danach verbleibender Übernah-
meverlust bleibt außer Ansatz. Ein Über-
nahmeverlust bleibt abweichend von 
Satz 2 und 3 außer Ansatz, soweit bei 
Veräußerung der Anteile an der übertra-
genden Körperschaft ein Veräußerungs-
verlust nach § 17 Abs. 2 Satz 4 des Ein-
kommensteuergesetzes nicht zu berück-
sichtigen wäre oder soweit die Anteile an 
der übertragenden Körperschaft inner-
halb der letzten fünf Jahre vor dem steu-
erlichen Übertragungsstichtag entgeltlich 
erworben wurden. 
 

(7) Der Übernahmegewinn bleibt außer (7) Soweit der Übernahmegewinn auf ei-
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Ansatz, soweit er auf eine Körperschaft, 
Personenvereinigung oder Vermögens-
masse als Mitunternehmerin der Perso-
nengesellschaft entfällt. In den übrigen 
Fällen ist er zur Hälfte anzusetzen. 
 

ne Körperschaft, Personenvereinigung 
oder Vermögensmasse als Mitunterneh-
merin der Personengesellschaft entfällt, 
ist § 8b des Körperschaftsteuergesetzes 
anzuwenden. In den übrigen Fällen ist § 
3 Nr. 40 Satz 1 und 2 und § 3c des Ein-
kommensteuergesetzes anzuwenden. 
 

§ 5 Auswirkungen auf den Gewinn der 
übernehmenden Personengesellschaft in 
Sonderfällen 
 

§ 5 Auswirkungen auf die Anteilseigner 
der übertragenden Körperschaft bei 
Vermögensübergang in ein Betriebsver-
mögen 
 

(1) Hat die übernehmende Personenge-
sellschaft Anteile an der übertragenden 
Körperschaft nach dem steuerlichen Ü-
bertragungsstichtag angeschafft oder fin-
det sie einen Anteilseigner ab, so ist ihr 
Gewinn so zu ermitteln, als hätte sie die 
Anteile an diesem Stichtag angeschafft. 
 

(1) Hat der übernehmende Rechtsträger 
Anteile an der übertragenden Körper-
schaft nach dem steuerlichen Übertra-
gungsstichtag angeschafft oder findet er 
einen Anteilseigner ab, so ist sein Ge-
winn so zu ermitteln, als hätte er die An-
teile an diesem Stichtag angeschafft. 
 

(2) Anteile an der übertragenden Körper-
schaft im Sinne des § 17 des Einkom-
mensteuergesetzes, die an dem steuerli-
chen Übertragungsstichtag nicht zu ei-
nem Betriebsvermögen eines unbe-
schränkt steuerpflichtigen Gesellschaf-
ters der übernehmenden Personengesell-
schaft gehören, gelten für die Ermittlung 
des Gewinns als an diesem Stichtag in 
das Betriebsvermögen der Personenge-
sellschaft mit den Anschaffungskosten 
eingelegt. Anteile, bei deren Veräuße-
rung ein Veräußerungsverlust nach § 17 
Abs. 2 Satz 4 des Einkommensteuerge-
setzes nicht zu berücksichtigen wäre, 
gelten nicht als Anteile im Sinne des § 
17 des Einkommensteuergesetzes. 
 

(2) Anteile an der übertragenden Körper-
schaft im Sinne des § 17 des Einkom-
mensteuergesetzes, die an dem steuerli-
chen Übertragungsstichtag nicht zu ei-
nem Betriebsvermögen eines Gesell-
schafters der übernehmenden Personen-
gesellschaft oder einer natürlichen Per-
son gehören, gelten für die Ermittlung 
des Gewinns als an diesem Stichtag in 
das Betriebsvermögen des übernehmen-
den Rechtsträgers mit den Anschaf-
fungskosten eingelegt. 
 

(3) Gehören an dem steuerlichen Über-
tragungsstichtag Anteile an der übertra-
genden Körperschaft zum inländischen 
Betriebsvermögen eines Gesellschafters 
der übernehmenden Personengesell-
schaft, so ist der Gewinn so zu ermitteln, 
als seien die Anteile an diesem Stichtag 
zum Buchwert in das Betriebsvermögen 
der Personengesellschaft überführt wor-
den. Unterschreiten die Anschaffungs-
kosten den Buchwert, so sind die An-
schaffungskosten anzusetzen, wenn die 

(3) Gehören an dem steuerlichen Über-
tragungsstichtag Anteile an der übertra-
genden Körperschaft zum Betriebsver-
mögen eines Anteilseigners, ist der Ge-
winn so zu ermitteln, als seien die Antei-
le an diesem Stichtag zum Buchwert, er-
höht um Abschreibungen sowie um Ab-
züge nach § 6b des Einkommensteuerge-
setzes und ähnliche Abzüge, die in frühe-
ren Jahren steuerwirksam vorgenommen 
worden sind, höchstens mit dem gemei-
nen Wert, in das Betriebsvermögen des 
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Anteile innerhalb der letzten fünf Jahre 
vor dem steuerlichen Übertragungsstich-
tag in ein inländisches Betriebsvermögen 
eines Gesellschafters der übernehmenden 
Personengesellschaft eingelegt worden 
sind. Anteile an der übertragenden Kör-
perschaft, die innerhalb der letzten fünf 
Jahre vor dem steuerlichen Übertra-
gungsstichtag in das Betriebsvermögen 
der übernehmenden Personengesellschaft 
eingelegt worden sind, sind ebenfalls mit 
den Anschaffungskosten anzusetzen, 
wenn die Anschaffungskosten den 
Buchwert unterschreiten. 
 

übernehmenden Rechtsträgers überführt 
worden. § 4 Abs. 1 Satz 3 gilt entspre-
chend. 
 

(4) Einbringungsgeborene Anteile an ei-
ner Kapitalgesellschaft im Sinne des § 
21 gelten als an dem steuerlichen Über-
tragungsstichtag in das Betriebsvermö-
gen der Personengesellschaft mit den 
Anschaffungskosten eingelegt. 
 

 
 

§ 6 Gewinnerhöhung durch Vereinigung 
von Forderungen und Verbindlichkeiten 
 

§ 6 Gewinnerhöhung durch Vereinigung 
von Forderungen und Verbindlichkeiten 
 

(1) Erhöht sich der Gewinn der über-
nehmenden Personengesellschaft da-
durch, dass der Vermögensübergang zum 
Erlöschen von Forderungen und Ver-
bindlichkeiten zwischen der übertragen-
den Körperschaft und der Personenge-
sellschaft oder zur Auflösung von Rück-
stellungen führt, so darf die Personenge-
sellschaft insoweit eine den steuerlichen 
Gewinn mindernde Rücklage bilden. Die 
Rücklage ist in den auf ihre Bildung fol-
genden drei Wirtschaftsjahren mit min-
destens je einem Drittel gewinnerhöhend 
aufzulösen. 
 

(1) Erhöht sich der Gewinn des über-
nehmenden Rechtsträgers dadurch, dass 
der Vermögensübergang zum Erlöschen 
von Forderungen und Verbindlichkeiten 
zwischen der übertragenden Körper-
schaft und dem übernehmenden Rechts-
träger oder zur Auflösung von Rückstel-
lungen führt, so darf der übernehmende 
Rechtsträger insoweit eine den steuerli-
chen Gewinn mindernde Rücklage bil-
den. Die Rücklage ist in den auf ihre 
Bildung folgenden drei Wirtschaftsjah-
ren mit mindestens je einem Drittel ge-
winnerhöhend aufzulösen. 
 

(2) Vereinigt sich infolge des Vermö-
gensübergangs eine Darlehensforderung 
im Sinne des § 17 des Berlinförderungs-
gesetzes 1990 mit der Darlehensschuld, 
so ist Absatz 3 Satz 4 der genannten 
Vorschrift mit der Maßgabe anzuwen-
den, dass die Steuerermäßigung mit so-
viel Zehnteln unberührt bleibt, als seit 
der Hingabe des Darlehens bis zum steu-
erlichen Übertragungsstichtag volle Jah-
re verstrichen sind. Satz 1 gilt entspre-

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn sich 
der Gewinn eines Gesellschafters des 
übernehmenden Rechtsträgers dadurch 
erhöht, dass eine Forderung oder Ver-
bindlichkeit der übertragenden Körper-
schaft auf den übernehmenden Rechts-
träger übergeht oder dass infolge des 
Vermögensübergangs eine Rückstellung 
aufzulösen ist. Satz 1 gilt nur für Gesell-
schafter, die im Zeitpunkt der Eintragung 
des Umwandlungsbeschlusses in das öf-
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chend für Darlehensforderungen im Sin-
ne des § 16 des Berlinförderungsgesetzes 
1990 mit der Maßgabe, dass bei Darle-
hen, die vor dem 1. Januar 1970 gegeben 
worden sind, an die Stelle von einem 
Zehntel ein Sechstel, bei Darlehen, die 
nach dem 31. Dezember 1969 gegeben 
worden sind, an die Stelle von einem 
Zehntel ein Achtel tritt. 
 

fentliche Register an dem übernehmen-
den Rechtsträger beteiligt sind. 
 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entspre-
chend, wenn sich der Gewinn eines Ge-
sellschafters der übernehmenden Perso-
nengesellschaft dadurch erhöht, dass eine 
Forderung oder Verbindlichkeit der ü-
bertragenden Körperschaft auf die Per-
sonengesellschaft übergeht oder dass in-
folge des Vermögensübergangs eine 
Rückstellung aufzulösen ist. Satz 1 gilt 
nur für Gesellschafter, die im Zeitpunkt 
der Eintragung des Umwandlungsbe-
schlusses in das Handelsregister an der 
Personengesellschaft beteiligt sind. 
 

(3) Die Anwendung der Absätze 1 und 2 
entfällt rückwirkend, wenn der überneh-
mende Rechtsträger den auf ihn überge-
gangenen Betrieb innerhalb von fünf 
Jahren nach dem steuerlichen Übertra-
gungsstichtag in eine Kapitalgesellschaft 
einbringt oder ohne triftigen Grund ver-
äußert oder aufgibt. Bereits erteilte Steu-
erbescheide, Steuermessbescheide, Frei-
stellungsbescheide oder Feststellungsbe-
scheide sind zu ändern, soweit sie auf der 
Anwendung der Absätze 1 und 2 beru-
hen. 
 

§ 7 Ermittlung der Einkünfte bei Anteils-
eignern, die nicht im Sinne des § 17 des 
Einkommensteuergesetzes beteiligt sind 
 

§ 7 Besteuerung offener Rücklagen 
 

Haben Anteile an der übertragenden 
Körperschaft zum Zeitpunkt des Vermö-
gensübergangs zum Privatvermögen ei-
nes Gesellschafters der übernehmenden 
Personengesellschaft gehört und handelt 
es sich nicht um Anteile im Sinne des § 
17 des Einkommensteuergesetzes, so 
sind ihm der Teil des in der Steuerbilanz 
ausgewiesenen Eigenkapitals abzüglich 
des Bestands des steuerlichen Einlage-
kontos im Sinne des § 27 des Körper-
schaftsteuergesetzes, der sich nach An-
wendung des § 29 Abs. 1 des Körper-
schaftsteuergesetzes ergibt, in dem Ver-
hältnis der Anteile zum Nennkapital der 
übertragenden Körperschaft als Bezüge 
aus Kapitalvermögen im Sinne des § 20 
Abs. 1 Nr. 1 des Einkommensteuergeset-
zes zuzurechnen. Für Anteile, bei deren 
Veräußerung ein Veräußerungsverlust 
nach § 17 Abs. 2 Satz 4 des Einkom-
mensteuergesetzes nicht zu berücksichti-
gen wäre, gilt Satz 1 entsprechend. 

Dem Anteilseigner ist der Teil des in der 
Steuerbilanz ausgewiesenen Eigenkapi-
tals abzüglich des Bestands des steuerli-
chen Einlagekontos im Sinne des § 27 
des Körperschaftsteuergesetzes, der sich 
nach Anwendung des § 29 Abs. 1 des 
Körperschaftsteuergesetzes ergibt, in 
dem Verhältnis der Anteile zum Nenn-
kapital der übertragenden Körperschaft 
als Einnahmen aus Kapitalvermögen im 
Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 des Ein-
kommensteuergesetzes zuzurechnen. 
Dies gilt unabhängig davon, ob für den 
Anteilseigner ein Übernahmegewinn o-
der Übernahmeverlust nach § 4 oder § 5 
ermittelt wird. 
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§ 8 Vermögensübergang auf eine Perso-
nengesellschaft ohne Betriebsvermögen 
 
(1) Wird das übergehende Vermögen 
nicht Betriebsvermögen der überneh-
menden Personengesellschaft, so sind die 
infolge des Vermögensübergangs entste-
henden Einkünfte bei den Gesellschaf-
tern der Personengesellschaft zu ermit-
teln. § 4 Abs. 2 und 3, § 5 Abs. 1 und § 7 
gelten entsprechend. 
 
(2) In den Fällen des Absatzes 1 sind § 
17 Abs. 3, § 22 Nr. 2 und § 34 Abs. 1 
und 3 des Einkommensteuergesetzes 
nicht anzuwenden. 
 

§ 8 Vermögensübergang auf einen 
Rechtsträger ohne Betriebsvermögen 
 
(1) Wird das übertragene Vermögen 
nicht Betriebsvermögen des überneh-
menden Rechtsträgers, sind die infolge 
des Vermögensübergangs entstehenden 
Einkünfte bei diesem oder den Gesell-
schaftern des übernehmenden Rechtsträ-
gers zu ermitteln. §§ 4, 5 und 7 gelten 
entsprechend. 
 
(2) In den Fällen des Absatzes 1 sind § 
17 Abs. 3 und § 22 Nr. 2 des Einkom-
mensteuergesetzes nicht anzuwenden. 
 

§ 9 Entsprechende Anwendung von Vor-
schriften beim Vermögensübergang auf 
eine natürliche Person 
 

§ 9 Formwechsel in eine Personengesell-
schaft 
 

(1) Wird das Vermögen der übertragen-
den Körperschaft Betriebsvermögen ei-
ner natürlichen Person, so sind die §§ 4 
bis 7 entsprechend anzuwenden. 
 
(2) Wird das Vermögen der übertragen-
den Körperschaft Privatvermögen einer 
natürlichen Person, so sind § 4 Abs. 2 
Satz 1 und 2 und Abs. 3 sowie § 5 Abs. 
1, § 7 und § 8 Abs. 2 sinngemäß anzu-
wenden. 
 

Im Falle des Formwechsels einer Kapi-
talgesellschaft in eine Personengesell-
schaft sind die §§ 3 bis 8 und 10 entspre-
chend anzuwenden. Die Kapitalgesell-
schaft hat für steuerliche Zwecke auf den 
Zeitpunkt, in dem der Formwechsel 
wirksam wird, eine Übertragungsbilanz, 
die Personengesellschaft eine Eröff-
nungsbilanz aufzustellen. Die Bilanzen 
nach Satz 2 können auch für einen Stich-
tag aufgestellt werden, der höchstens 
acht Monate vor der Anmeldung des 
Formwechsels zur Eintragung in ein öf-
fentliches Register liegt (Übertragungs-
stichtag); § 2 Abs. 3 gilt entsprechend. 
 

§ 10 Körperschaftsteuerminderung und 
Körperschaftsteuererhöhung 
 

§ 10 Körperschaftsteuererhöhung 
 

Die Körperschaftsteuerschuld der über-
tragenden Körperschaft mindert oder er-
höht sich für den Veranlagungszeitraum 
der Umwandlung um den Betrag, der 
sich nach den §§ 37 und 38 des Körper-
schaftsteuergesetzes ergeben würde, 
wenn das in der Steuerbilanz ausgewie-
sene Eigenkapital abzüglich des Betrags, 
der nach § 28 Abs. 2 Satz 1 des Körper-
schaftsteuergesetzes in Verbindung mit § 

Die Körperschaftsteuerschuld der über-
tragenden Körperschaft erhöht sich für 
den Veranlagungszeitraum der Umwand-
lung um den Betrag, der sich nach 38 des 
Körperschaftsteuergesetzes ergeben 
würde, wenn das in der Steuerbilanz 
ausgewiesene Eigenkapital abzüglich des 
Betrags, der nach § 28 Abs. 2 Satz 1 des 
Körperschaftsteuergesetzes in Verbin-
dung mit § 29 Abs. 1 des Körperschafts-
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29 Abs. 1 des Körperschaftsteuergeset-
zes dem steuerlichen Einlagekonto gut-
zuschreiben ist, als am Übertragungs-
stichtag für eine Ausschüttung verwen-
det gelten würde. § 37 Abs. 2a des Kör-
perschaftsteuergesetzes in der Fassung 
des Artikels 2 des Gesetzes vom 16. Mai 
2003 (BGBl. I S. 660) ist nicht anzu-
wenden. 
 

teuergesetzes dem steuerlichen Einlage-
konto gutzuschreiben ist, als am Über-
tragungsstichtag für eine Ausschüttung 
verwendet gelten würde.  
 
 

Dritter Teil. Verschmelzung oder Ver-
mögensübertragung (Vollübertragung) 
auf eine andere Körperschaft 
 

Dritter Teil. Verschmelzung oder Ver-
mögensübertragung (Vollübertragung) 
auf eine andere Körperschaft 
 

§ 11 Auswirkungen auf den Gewinn der 
übertragenden Körperschaft 
 

§ 11 Auswirkungen auf den Gewinn der 
übertragenden Körperschaft 
 

(1) In der steuerlichen Schlussbilanz für 
das letzte Wirtschaftsjahr der übertra-
genden Körperschaft können die überge-
gangenen Wirtschaftsgüter insgesamt mit 
dem Wert angesetzt werden, der sich 
nach den steuerrechtlichen Vorschriften 
über die Gewinnermittlung ergibt, soweit 
1. sichergestellt ist, dass die in dem ü-

bergegangenen Vermögen enthalte-
nen stillen Reserven später bei der 
übernehmenden Körperschaft der 
Körperschaftsteuer unterliegen und 

2. eine Gegenleistung nicht gewährt 
wird oder in Gesellschaftsrechten be-
steht. Der Ansatz eines höheren 
Werts ist zulässig. 3Die Teilwerte 
der einzelnen Wirtschaftsgüter dür-
fen nicht überschritten werden. 

 

(1) Bei einer Verschmelzung oder Ver-
mögensübertragung (Vollübertragung) 
auf eine andere Körperschaft sind die 
übergehenden Wirtschaftsgüter in der 
steuerlichen Schlussbilanz der übertra-
genden Körperschaft mit dem gemeinen 
Wert anzusetzen. Für die Bewertung von 
Pensionsrückstellungen gilt § 6a des 
Einkommensteuergesetzes. 
 

(2) Liegen die in Absatz 1 genannten 
Voraussetzungen nicht vor, sind die ü-
bergegangenen Wirtschaftsgüter mit dem 
Wert der für die Übertragung gewährten 
Gegenleistung anzusetzen. Wird eine 
Gegenleistung nicht gewährt, sind die 
Wirtschaftsgüter mit dem Teilwert anzu-
setzen. 
 

(2) Auf Antrag können die übergehenden 
Wirtschaftsgüter abweichend von Ab-
satz 1 einheitlich mit dem Buchwert oder 
einem höheren Wert, höchstens jedoch 
mit dem Wert nach Absatz 1, angesetzt 
werden, soweit 
 
1. sichergestellt ist, dass sie später bei 

der übernehmenden Körperschaft der 
Besteuerung mit Körperschaftsteuer 
unterliegen und 

 
2. das Recht der Bundesrepublik 

Deutschland hinsichtlich der Besteu-
erung des Gewinn der Veräußerung 
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der übertragenen Wirtschaftsgüter 
bei der übernehmenden Körperschaft 
nicht beschränkt wird und 

 
3. eine Gegenleistung nicht gewährt 

wird oder in Gesellschaftsrechten be-
steht.  

 
Anteile an der übernehmenden Körper-
schaft sind mindestens mit dem Buch-
wert erhöht um Abschreibungen sowie 
um Abzüge nach § 6b des Einkommens-
teuergesetzes und ähnliche Abzüge, die 
in früheren Jahren steuerwirksam vorge-
nommen worden sind, höchstens mit 
dem gemeinen Wert, anzusetzen. Auf ei-
nen sich daraus ergebenden Gewinn fin-
det § 8b Abs. 2 Satz 4 und 5 des Körper-
schaftsteuergesetzes Anwendung. 
 
(3) § 3 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 gilt 
entsprechend. 
 

§ 12 Auswirkungen auf den Gewinn der 
übernehmenden Körperschaft 
 

§ 12 Auswirkungen auf den Gewinn der 
übernehmenden Körperschaft 
 

(1) Für die Übernahme der übergegange-
nen Wirtschaftsgüter gilt § 4 Abs. 1 ent-
sprechend. Beim Vermögensübergang 
von einer steuerfreien auf eine steuer-
pflichtige Körperschaft sind die überge-
gangenen Wirtschaftsgüter abweichend 
von § 4 Abs. 1 mit dem Teilwert anzu-
setzen. 
 

(1) Die übernehmende Körperschaft hat 
die auf sie übergegangenen Wirtschafts-
güter mit dem in der steuerlichen 
Schlussbilanz der übertragenden Körper-
schaft enthaltenen Wert im Sinne des § 
11 zu übernehmen. § 4 Abs. 1 Satz 2 und 
3 gilt entsprechend. 
 

(2) Bei der Ermittlung des Gewinns der 
übernehmenden Körperschaft bleibt ein 
Gewinn oder ein Verlust in Höhe des 
Unterschieds zwischen dem Buchwert 
der Anteile (§ 4 Abs. 4 Satz 2) und dem 
Wert, mit dem die übergegangenen Wirt-
schaftsgüter zu übernehmen sind, außer 
Ansatz. Übersteigen die tatsächlichen 
Anschaffungskosten den Buchwert der 
Anteile an der übertragenden Körper-
schaft, so ist der Unterschiedsbetrag dem 
Gewinn der übernehmenden Körper-
schaft hinzuzurechnen; die Zuwendun-
gen an Unterstützungskassen rechnen zu 
den tatsächlichen Anschaffungskosten. 
Die Hinzurechnung unterbleibt, soweit 

(2) Bei der übernehmenden Körperschaft 
bleibt ein Gewinn oder ein Verlust in 
Höhe des Unterschieds zwischen dem 
Buchwert der Anteile an der übertragen-
den Körperschaft und dem Wert, mit 
dem die übergegangenen Wirtschaftsgü-
ter zu übernehmen sind, abzüglich der 
Kosten für den Vermögensübergang, au-
ßer Ansatz. § 8b des Körper-
schaftsteuergesetzes ist anzuwenden, 
soweit der Gewinn im Sinne des Satzes 1 
abzüglich der anteilig darauf entfallen-
den Kosten für den Vermögensübergang, 
dem Anteil der übernehmenden Körper-
schaft an der übertragenden Körperschaft 
entspricht. § 5 Abs. 1 gilt entsprechend. 
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eine Gewinnminderung, die sich durch 
den Ansatz der Anteile mit dem niedri-
geren Teilwert ergeben hat, nach § 50c 
des Einkommensteuergesetzes oder nach 
§ 8b Abs. 3 des Körperschaftsteuergeset-
zes nicht anerkannt worden ist. 
 

 

(3) Die übernehmende Körperschaft tritt 
in die steuerliche Rechtsstellung der ü-
bertragenden Körperschaft ein, insbe-
sondere bezüglich der Bewertung der 
übernommenen Wirtschaftsgüter, der 
Absetzungen für Abnutzung und der den 
steuerlichen Gewinn mindernden Rück-
lagen. Das gilt auch für einen verblei-
benden Verlustvortrag im Sinne des § 
10d des Einkommensteuergesetzes unter 
der Voraussetzung, dass der Betrieb oder 
Betriebsteil, der den Verlust verursacht 
hat, über den Verschmelzungsstichtag 
hinaus in einem nach dem Gesamtbild 
der wirtschaftlichen Verhältnisse ver-
gleichbaren Umfang in den folgenden 
fünf Jahren fortgeführt wird. 
 

(3) Die übernehmende Körperschaft tritt 
in die steuerliche Rechtsstellung der ü-
bertragenden Körperschaft ein; § 4 Abs. 
2 und 3 gilt entsprechend. 
 

(4) § 4 Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3 sowie § 
5 Abs. 1 gelten entsprechend. § 6 Abs. 1 
und 2 gilt sinngemäß für den Teil des 
Gewinns aus der Vereinigung von Forde-
rungen und Verbindlichkeiten, der der 
Beteiligung der übernehmenden Körper-
schaft am Kapital der übertragenden 
Körperschaft entspricht. 
 

(4) § 6 gilt sinngemäß für den Teil des 
Gewinns aus der Vereinigung von Forde-
rungen und Verbindlichkeiten, der der 
Beteiligung der übernehmenden Körper-
schaft am Grund- oder Stammkapital der 
übertragenden Körperschaft entspricht. 
 

(5) Im Falle des Vermögensübergangs in 
den nicht steuerpflichtigen oder steuer-
befreiten Bereich der übernehmenden 
Körperschaft gilt das in der Steuerbilanz 
ausgewiesene Eigenkapital abzüglich des 
Bestands des steuerlichen Einlagekontos 
im Sinne des § 27 des Körperschaftsteu-
ergesetzes, der sich nach Anwendung 
des § 29 Abs. 1 des Körperschaftsteuer-
gesetzes ergibt, als Bezug im Sinne des § 
20 Abs. 1 Nr. 1 des Einkommensteuer-
gesetzes. § 10 gilt entsprechend. Absatz 
3 gilt in diesem Fall nicht für einen 
verbleibenden Verlustvortrag im Sinne 
des § 10d Abs. 4 Satz 2 des Einkom-
mensteuergesetzes. 
 

(5) Im Falle des Vermögensübergangs in 
den nicht steuerpflichtigen oder steuerbe-
freiten Bereich der übernehmenden Kör-
perschaft gilt das in der Steuerbilanz 
ausgewiesene Eigenkapital abzüglich des 
Bestands des steuerlichen Einlagekontos 
im Sinne des § 27 des Körperschaftsteu-
ergesetzes, der sich nach Anwendung des 
§ 29 Abs. 1 des Körperschaftsteuergeset-
zes ergibt, als Bezug im Sinne des § 20 
Abs. 1 Nr. 1 des Einkommensteuergeset-
zes.  
 
 



 

FRDB01 78598406.2   

17

§ 13 Besteuerung der Gesellschafter der 
übertragenden Körperschaft 
 

§ 13 Besteuerung der Anteilseigner der 
übertragenden Körperschaft 

 
(1) Die Anteile an der übertragenden 
Körperschaft, die zu einem Betriebsver-
mögen gehören, gelten als zum Buch-
wert veräußert und die an ihre Stelle tre-
tenden Anteile als mit diesem Wert an-
geschafft. 
 

(1) Die Anteile an der übertragenden 
Körperschaft, gelten als zum gemeinen 
Wert veräußert und die an der Stelle ver-
tretenden Anteile an der übernehmenden 
Körperschaft gelten als mit diesem Wert 
angeschafft.  
 

(2) Gehören Anteile an der übertragen-
den Körperschaft nicht zu einem Be-
triebsvermögen und sind die Vorausset-
zungen des § 17 oder des § 23 des Ein-
kommensteuergesetzes erfüllt, treten an 
die Stelle des Buchwerts die Anschaf-
fungskosten. Die im Zuge des Vermö-
gensübergangs gewährten Anteile gelten 
als Anteile im Sinne des § 17 des Ein-
kommensteuergesetzes. Werden aus An-
teilen, die die Voraussetzungen des § 17 
des Einkommensteuergesetzes nicht er-
füllen, Anteile im Sinne des § 17 des 
Einkommensteuergesetzes, gilt für diese 
Anteile der gemeine Wert am steuerli-
chen Übertragungsstichtag als Anschaf-
fungskosten. 
 
 

(2) Abweichend von Absatz 1 sind auf 
Antrag die Anteile an der übernehmen-
den Körperschaft mit dem Buchwert der 
Anteile an der übertragenden Körper-
schaft anzusetzen, wenn 
 
1. das Recht der Bundesrepublik 

Deutschland hinsichtlich der Besteu-
erung des Gewinns aus der Veräuße-
rung der Anteile an der übernehmen-
den Körperschaft nicht ausgeschlos-
sen oder beschränkt wird oder  

 
2. die Mitgliedstaaten der Europäischen 

Union bei einer Verschmelzung Arti-
kel 8 der Richtlinie 90/434/EWG an-
zuwenden haben; in diesem Fall ist 
der Gewinn aus einer späteren Ver-
äußerung der erworbenen Anteile 
ungeachtet der Bestimmungen eines 
Doppelbesteuerungsabkommens in 
der gleichen Art und Weise zu be-
steuern, wie die Veräußerung der An-
teile an der übertragenden Körper-
schaft zu besteuern wäre. § 15 
Abs. 1a Satz 2 des Einkommenssteu-
ergesetzes ist entsprechend anzu-
wenden.  

 
Die Anteile an der übernehmenden Kör-
perschaft treten steuerlich an die Stelle 
der Anteile an der übertragenden Kör-
perschaft. Gehören die Anteile an der 
übertragenden Körperschaft nicht zu ei-
nem Betriebsvermögen, treten an die 
Stelle des Buchwerts die Anschaffungs-
kosten. 
 

(3) Für einbringungsgeborene Anteile im 
Sinne des § 21 gilt Absatz 1 entspre-
chend. Die erworbenen Anteile treten an 
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die Stelle der hingegebenen Anteile. 
 
(4) Ein Sperrbetrag im Sinne des § 50c 
des Einkommensteuergesetzes, der den 
Anteilen an der übertragenden Körper-
schaft anhaftet, verlagert sich auf die An-
teile an der übernehmenden Körper-
schaft. 
 

 

Vierter Teil. Formwechsel einer Kapital-
gesellschaft und einer Genossenschaft in 
eine Personengesellschaft 
 

 

§ 14 Entsprechende Anwendung von 
Vorschriften, Eröffnungsbilanz 
 

§ 14 
 

Im Falle des Formwechsels einer Kapi-
talgesellschaft in eine Personengesell-
schaft sind die §§ 3 bis 8 und 10 entspre-
chend anzuwenden. Die Kapitalgesell-
schaft hat für steuerliche Zwecke auf den 
Zeitpunkt, in dem der Formwechsel 
wirksam wird, eine Übertragungsbilanz, 
die Personengesellschaft eine Eröff-
nungsbilanz aufzustellen. Die Bilanzen 
nach Satz 2 können auch für einen Stich-
tag aufgestellt werden, der höchstens 
acht Monate vor der Anmeldung des 
Formwechsels zur Eintragung in das 
Handelsregister liegt (Umwandlungs-
stichtag). Die Sätze 1 bis 3 gelten auch 
für den Formwechsel einer eingetragenen 
Genossenschaft in eine Personengesell-
schaft im Sinne des § 38a des Landwirt-
schaftsanpassungsgesetzes. 
 

 
 
(weggefallen) 
 
 

Fünfter Teil. Aufspaltung, Abspaltung 
und Vermögensübertragung (Teilüber-
tragung) 
 

Vierter Teil. Aufspaltung, Abspaltung 
und Vermögensübertragung (Teilüber-
tragung) 
 

§ 15 Aufspaltung, Abspaltung und Teil-
übertragung auf andere Körperschaften 
 

§ 15 Aufspaltung, Abspaltung und Teil-
übertragung auf andere Körperschaften 
 

(1) Geht Vermögen einer Körperschaft 
durch Aufspaltung oder Abspaltung oder 
durch Teilübertragung auf andere Kör-
perschaften über, gelten die §§ 11 bis 13 
vorbehaltlich des § 16 entsprechend, 
wenn auf die Übernehmerinnen ein Teil-
betrieb übertragen wird. Im Falle der 
Abspaltung oder Teilübertragung muss 

(1) Geht Vermögen einer Körperschaft 
durch Aufspaltung oder Abspaltung oder 
durch Teilübertragung auf andere Kör-
perschaften über, gelten die §§ 11 bis 13 
vorbehaltlich des Satzes 2 und des § 16 
entsprechend. § 11 Abs. 2 und §13 Abs.2 
sind nur anzuwenden, wenn auf die Ü-
bernehmerinnen ein Teilbetrieb übertra-
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das der übertragenden Körperschaft 
verbleibende Vermögen ebenfalls zu ei-
nem Teilbetrieb gehören. Als Teilbetrieb 
gilt auch ein Mitunternehmeranteil oder 
die Beteiligung an einer Kapitalgesell-
schaft, die das gesamte Nennkapital der 
Gesellschaft umfasst. 
 

gen wird und im Falle der Abspaltung 
oder Teilübertragung bei der übertragen-
den Körperschaft ein Teilbetrieb ver-
bleibt. Als Teilbetrieb gilt auch ein Mit-
unternehmeranteil oder die Beteiligung 
an einer Kapitalgesellschaft, die das ge-
samte Nennkapital der Gesellschaft um-
fasst. 
 

(2) Die übertragende Körperschaft hat 
eine Steuerbilanz auf den steuerlichen 
Übertragungsstichtag aufzustellen. 
 

(2) § 11 Abs. 2 ist auf Mitunternehmer-
anteile und Beteiligungen im Sinne des 
Absatzes 1 nicht anzuwenden, wenn sie 
innerhalb eines Zeitraums von drei Jah-
ren vor dem steuerlichen Übertragungs-
stichtag durch Übertragung von Wirt-
schaftsgütern, die kein Teilbetrieb sind, 
erworben oder aufgestockt worden sind. 
§ 11 Abs. 2 ist ebenfalls nicht anzuwen-
den, wenn durch die Spaltung die Veräu-
ßerung an außenstehende Personen voll-
zogen wird. Das Gleiche gilt, wenn 
durch die Spaltung die Voraussetzungen 
für eine Veräußerung geschaffen werden. 
Davon ist auszugehen, wenn innerhalb 
von fünf Jahren nach dem steuerlichen 
Übertragungsstichtag Anteile an einer an 
der Spaltung beteiligten Körperschaft, 
die mehr als 20 vom Hundert der vor 
Wirksamwerden der Spaltung an der 
Körperschaft bestehenden Anteile aus-
machen, veräußert werden. Bei der 
Trennung von Gesellschafterstämmen 
setzt die Anwendung des § 11 Abs. 2 au-
ßerdem voraus, dass die Beteiligungen 
an der übertragenden Körperschaft min-
destens fünf Jahre vor dem steuerlichen 
Übertragungsstichtag bestanden haben.  
 

(3) § 11 Abs. 1 ist auf Mitunternehmer-
anteile und Beteiligungen im Sinne des 
Absatzes 1 nicht anzuwenden, wenn sie 
innerhalb eines Zeitraums von drei Jah-
ren vor dem steuerlichen Übertragungs-
stichtag durch Übertragung von Wirt-
schaftsgütern, die kein Teilbetrieb sind, 
erworben oder aufgestockt worden sind. 
§ 11 Abs. 1 ist ebenfalls nicht anzuwen-
den, wenn durch die Spaltung die Veräu-
ßerung an außenstehende Personen voll-
zogen wird. Das Gleiche gilt, wenn 
durch die Spaltung die Voraussetzungen 

(3) Bei einer Abspaltung mindert sich ein 
verbleibender Verlustvortrag der über-
tragenden Körperschaft in dem Verhält-
nis, in dem bei Zugrundelegung des ge-
meinen Werts das Vermögen auf eine 
andere Körperschaft übergeht 
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für eine Veräußerung geschaffen werden. 
Davon ist auszugehen, wenn innerhalb 
von fünf Jahren nach dem steuerlichen 
Übertragungsstichtag Anteile an einer an 
der Spaltung beteiligten Körperschaft, 
die mehr als 20 vom Hundert der vor 
Wirksamwerden der Spaltung an der 
Körperschaft bestehenden Anteile aus-
machen, veräußert werden. Bei der 
Trennung von Gesellschafterstämmen 
setzt die Anwendung des § 11 Abs. 1 au-
ßerdem voraus, dass die Beteiligungen 
an der übertragenden Körperschaft min-
destens fünf Jahre vor dem steuerlichen 
Übertragungsstichtag bestanden haben. 
 
(4) Ein verbleibender Verlustvortrag im 
Sinne des § 10d Abs. 4 Satz 2 des Ein-
kommensteuergesetzes ist vorbehaltlich 
des § 16 im Verhältnis der übergehenden 
Vermögensteile zu dem bei der übertra-
genden Körperschaft vor der Spaltung 
bestehenden Vermögen aufzuteilen, wie 
es in der Regel in den Angaben zum 
Umtauschverhältnis der Anteile im Spal-
tungs- und Übernahmevertrag oder im 
Spaltungsplan (§ 126 Abs. 1 Nr. 3, § 136 
des Umwandlungsgesetzes) zum Aus-
druck kommt. Entspricht das Umtausch-
verhältnis der Anteile nicht dem Ver-
hältnis der übergehenden Vermögenstei-
le zu dem bei der übertragenden Körper-
schaft vor der Spaltung bestehenden 
Vermögen, ist das Verhältnis der gemei-
nen Werte der übergehenden Vermö-
gensteile zu dem vor der Spaltung vor-
handenen Vermögen maßgebend. Satz 2 
ist ebenfalls anzuwenden, wenn im 
Rahmen der Spaltung keine Anteile, son-
dern Mitgliedschaften an der überneh-
menden Körperschaft erworben werden. 
 

 

§ 16 Aufspaltung oder Abspaltung auf 
eine Personengesellschaft 
 

§ 16 Aufspaltung oder Abspaltung auf 
eine Personengesellschaft 
 

Soweit Vermögen einer Körperschaft 
durch Aufspaltung oder Abspaltung auf 
eine Personengesellschaft übergeht, gel-
ten die §§ 3 bis 8, 10 und 15 entspre-
chend. § 10 ist für den in § 40 Abs. 2 
Satz 3 des Körperschaftsteuergesetzes 

Soweit Vermögen einer Körperschaft 
durch Aufspaltung oder Abspaltung auf 
eine Personengesellschaft übergeht, gel-
ten die §§ 3 bis 8, 10 und 15 entspre-
chend. § 10 ist für den in § 40 Abs. 2 
Satz 3 des Körperschaftsteuergesetzes 
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bezeichneten Teil der Beträge im Sinne 
der §§ 37 und 38 des Körperschaftsteu-
ergesetzes anzuwenden. Ein verbleiben-
der Verlustvortrag der übertragenden 
Kapitalgesellschaft mindert sich in dem 
Verhältnis, in dem das Vermögen auf ei-
ne Personengesellschaft übergeht. 
 

bezeichneten Teil des Betrages im Sinne 
des § 38 des Körperschaftsteuergesetzes 
anzuwenden.  
 
 

Sechster Teil. Barabfindung des Minder-
heitsgesellschafters 
 

Fünfter Teil. Gewerbesteuer 
 

§ 17 
(weggefallen) 
 

§ 17 
(weggefallen) 
 

Siebter Teil. Gewerbesteuer 
 

 

§ 18 Gewerbesteuer bei Vermögens-
übergang auf eine Personengesellschaft 
oder auf eine natürliche Person sowie 
bei Formwechsel in eine Personengesell-
schaft 
 

§ 18 Gewerbesteuer bei Vermögensüber-
gang auf eine Personengesellschaft oder 
auf eine natürliche Person sowie bei 
Formwechsel in eine Personengesell-
schaft 
 

(1) Die §§ 3 bis 9, 14 und 16 gelten bei 
Vermögensübergang auf eine Personen-
gesellschaft oder auf eine natürliche Per-
son sowie bei Formwechsel in eine Per-
sonengesellschaft vorbehaltlich des Ab-
satzes 2 auch für die Ermittlung des Ge-
werbeertrags. Der maßgebende Gewer-
beertrag der übernehmenden Personen-
gesellschaft oder natürlichen Person 
kann nicht um die vortragsfähigen Fehl-
beträge der übertragenden Körperschaft 
im Sinne des § 10a des Gewerbesteuer-
gesetzes gekürzt werden. 
 

(1) Die §§ 3 bis 9 und 16 gelten bei 
Vermögensübergang auf eine Personen-
gesellschaft oder auf eine natürliche Per-
son sowie bei Formwechsel in eine Per-
sonengesellschaft auch für die Ermitt-
lung des Gewerbeertrags. Der maßge-
bende Gewerbeertrag der übernehmen-
den Personengesellschaft oder natürli-
chen Person kann nicht um Fehlbeträge 
des laufenden Erhebungszeitraumes und 
die vortragsfähigen Fehlbeträge der über-
tragenden Körperschaft im Sinne des § 
10a des Gewerbesteuergesetzes gekürzt 
werden. 
 

(2) Ein Übernahmegewinn oder -verlust 
ist nicht zu erfassen. 
 
 
 

(2) Ein Übernahmegewinn oder Über-
nahmeverlust ist nicht zu erfassen. In den 
Fällen des § 5 Abs. 2 ist ein Gewinn 
nach §7 nicht zu erfassen. 
 

(3) (weggefallen) 
 

(3) Wird der Betrieb der Personengesell-
schaft oder der natürlichen Person inner-
halb von fünf Jahren nach der Umwand-
lung aufgegeben oder veräußert, unter-
liegt ein Aufgabe- oder Veräußerungs-
gewinn der Gewerbesteuer. Satz 1 gilt 
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entsprechend, soweit ein Teilbetrieb oder 
ein Anteil an der Personengesellschaft 
aufgegeben oder veräußert wird. Der auf 
Aufgabe- oder Veräußerungsgewinnen 
im Sinne der Sätze 1 und 2 beruhende 
Teil des Gewerbesteuer-Messbetrags ist 
bei der Ermäßigung der Einkommens-
teuer nach § 35 des Einkommensteuerge-
setzes nicht zu berücksichtigen. 
 

(4) Wird der Betrieb der Personengesell-
schaft oder der natürlichen Person inner-
halb von fünf Jahren nach der Umwand-
lung aufgegeben oder veräußert, unter-
liegt ein Auflösungs- oder Veräuße-
rungsgewinn der Gewerbesteuer. Satz 1 
gilt entsprechend, soweit ein Teilbetrieb 
oder ein Anteil an der Personengesell-
schaft aufgegeben oder veräußert wird. 
Der auf Veräußerungs- oder Aufgabege-
winne im Sinne der Sätze 1 und 2 beru-
hende Teil des Gewerbesteuer-
Messbetrags ist bei der Ermäßigung der 
Einkommensteuer nach § 35 des Ein-
kommensteuergesetzes nicht zu berück-
sichtigen. 
 

 

§ 19 Gewerbesteuer bei Vermögens-
übergang auf eine andere Körperschaft 
 

§ 19 Gewerbesteuer bei Vermögensüber-
gang auf eine andere Körperschaft 

 
(1) Geht das Vermögen der übertragen-
den Körperschaft auf eine andere Kör-
perschaft über, so gelten die §§ 11 bis 13 
und 15 auch für die Ermittlung des Ge-
werbeertrags. 
 

(1) Geht das Vermögen der übertragen-
den Körperschaft auf eine andere Kör-
perschaft über, gelten die §§ 11 bis 15 
auch für die Ermittlung des Gewerbeer-
trags.  
 

(2) Für die vortragsfähigen Fehlbeträge 
der übertragenden Körperschaft im Sinne 
des § 10a des Gewerbesteuergesetzes 
gelten § 12 Abs. 3 Satz 2 sowie Abs. 5 
Satz 3, § 15 Abs. 4 und § 16 Satz 3 ent-
sprechend. 

(2) Für die vortragsfähigen Fehlbeträge 
der übertragenden Körperschaft im Sinne 
des § 10a des Gewerbesteuergesetzes 
gelten § 12 Abs. 3 und § 15 Abs. 3 ent-
sprechend. 
 
 

Achter Teil. Einbringung eines Betriebs, 
Teilbetriebs oder Mitunternehmeranteils 
in eine Kapitalgesellschaft gegen Ge-
währung von Gesellschaftsanteilen 
 

Sechster Teil. Einbringung von Unter-
nehmensteilen in eine Kapitalgesell-
schaft oder Europäische Genossenschaft 
und Anteilstausch 
 

§ 20 Bewertung des eingebrachten Be-
triebsvermögens und der Gesellschafts-
anteile 

§ 20 Einbringung von Unternehmenstei-
len in eine Kapitalgesellschaft oder Eu-
ropäische Genossenschaft 
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(1) Wird ein Betrieb oder Teilbetrieb o-
der ein Mitunternehmeranteil in eine un-
beschränkt körperschaftsteuerpflichtige 
Kapitalgesellschaft (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 des 
Körperschaftsteuergesetzes) eingebracht 
und erhält der Einbringende dafür neue 
Anteile an der Gesellschaft (Sacheinla-
ge), so gelten für die Bewertung des ein-
gebrachten Betriebsvermögens und der 
neuen Gesellschaftsanteile die nachfol-
genden Absätze. Satz 1 ist auch auf die 
Einbringung von Anteilen an einer Kapi-
talgesellschaft anzuwenden, wenn die 
übernehmende Kapitalgesellschaft auf 
Grund ihrer Beteiligung einschließlich 
der übernommenen Anteile nachweisbar 
unmittelbar die Mehrheit der Stimmrech-
te an der Gesellschaft hat, deren Anteile 
eingebracht werden. 
 

(1) Wird ein Betrieb oder Teilbetrieb o-
der ein Mitunternehmeranteil in eine Ka-
pitalgesellschaft oder eine Genossen-
schaft (übernehmende Gesellschaft) ein-
gebracht und erhält der Einbringende da-
für neue Anteile an der Gesellschaft 
(Sacheinlage), gelten für die Bewertung 
des eingebrachten Betriebsvermögens 
und der neuen Gesellschaftsanteile die 
nachfolgenden Absätze. 
 

(2) Die Kapitalgesellschaft darf das ein-
gebrachte Betriebsvermögen mit seinem 
Buchwert oder mit einem höheren Wert 
ansetzen. Der Ansatz mit dem Buchwert 
ist auch zulässig, wenn in der Handelsbi-
lanz das eingebrachte Betriebsvermögen 
nach handelsrechtlichen Vorschriften mit 
einem höheren Wert angesetzt werden 
muss. Der Buchwert ist der Wert, mit 
dem der Einbringende das eingebrachte 
Betriebsvermögen im Zeitpunkt der 
Sacheinlage nach den steuerrechtlichen 
Vorschriften über die Gewinnermittlung 
anzusetzen hat. Übersteigen die Passiv-
posten des eingebrachten Betriebsver-
mögens die Aktivposten, so hat die Kapi-
talgesellschaft das eingebrachte Be-
triebsvermögen mindestens so anzuset-
zen, dass sich die Aktivposten und die 
Passivposten ausgleichen; dabei ist das 
Eigenkapital nicht zu berücksichtigen. 
Erhält der Einbringende neben den Ge-
sellschaftsanteilen auch andere Wirt-
schaftsgüter, deren gemeiner Wert den 
Buchwert des eingebrachten Betriebs-
vermögens übersteigt, so hat die Kapi-
talgesellschaft das eingebrachte Be-
triebsvermögen mindestens mit dem ge-
meinen Wert der anderen Wirtschaftsgü-
ter anzusetzen. Bei dem Ansatz des ein-

(2) Die übernehmende Gesellschaft hat 
das eingebrachte Betriebsvermögen mit 
dem gemeinen Wert anzusetzen; für die 
Bewertung von Pensionsrückstellungen 
gilt § 6a des Einkommensteuergesetzes. 
Abweichend von Satz 1 kann das über-
nommene Betriebsvermögen auf Antrag 
einheitlich mit dem Buchwert oder ei-
nem höheren Wert, höchstens jedoch 
mit dem Wert im Sinne des Satzes 1, 
angesetzt werden, soweit 
 
1. sichergestellt ist, dass es später bei 

der übernehmenden Körperschaft der 
Besteuerung mit Körperschaftsteuer 
unterliegt, 

 
2. die Passivposten des eingebrachten 

Betriebsvermögens die Aktivposten 
nicht übersteigen; dabei ist das Ei-
genkapital nicht zu berücksichtigen, 

 
3. das Recht der Bundesrepublik 

Deutschland hinsichtlich der Besteue-
rung des Gewinns aus der Veräuße-
rung des eingebrachten Betriebsver-
mögens bei der übernehmenden Ge-
sellschaft nicht ausgeschlossen oder 
beschränkt wird. 
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gebrachten Betriebsvermögens dürfen 
die Teilwerte der einzelnen Wirtschafts-
güter nicht überschritten werden. 
 

Der Antrag ist spätestens bis zur erstma-
ligen Abgabe der steuerlichen Schlussbi-
lanz bei dem für die Besteuerung der ü-
bernehmenden Gesellschaft zuständigen 
Finanzamt zu stellen. Erhält der Einbrin-
gende neben den Gesellschaftsanteilen 
auch andere Wirtschaftsgüter, deren ge-
meiner Wert den Buchwert des einge-
brachten Betriebsvermögens übersteigt, 
so hat die übernehmende Gesellschaft 
das eingebrachte Betriebsvermögen min-
destens mit dem gemeinen Wert der an-
deren Wirtschaftsgüter anzusetzen. 
 

(3) Die Kapitalgesellschaft hat das ein-
gebrachte Betriebsvermögen mit seinem 
Teilwert anzusetzen, wenn das Besteue-
rungsrecht der Bundesrepublik Deutsch-
land hinsichtlich des Gewinns aus einer 
Veräußerung der dem Einbringenden 
gewährten Gesellschaftsanteile im Zeit-
punkt der Sacheinlage ausgeschlossen 
ist. 
 

(3) Der Wert, mit dem die übernehmende 
Gesellschaft das eingebrachte Betriebs-
vermögen ansetzt, gilt für den Einbrin-
genden als Veräußerungspreis und als 
Anschaffungskosten der Gesellschaftsan-
teile. Ist das Recht der Bundesrepublik 
Deutschland hinsichtlich der Besteue-
rung des Gewinns aus der Veräußerung 
des eingebrachten Betriebsvermögens 
im Zeitpunkt der Einbringung ausge-
schlossen und wird dieses auch nicht 
durch die Einbringung begründet, gilt 
für den Einbringenden insoweit der ge-
meine Wert des Betriebsvermögens im 
Zeitpunkt der Einbringung als Anschaf-
fungskosten der Anteile. Soweit neben 
den Gesellschaftsanteilen auch andere 
Wirtschaftsgüter gewährt werden, ist de-
ren gemeiner Wert bei der Bemessung 
der Anschaffungskosten der Gesell-
schaftsanteile von dem sich nach Satz 1 
und 2 ergebenden Wert abzuziehen. 
 
Umfasst das eingebrachte Betriebsver-
mögen auch einbringungsgeborene An-
teile im Sinne von § 21 Abs. 1 in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 15. 
Oktober 2002 (BGBl. I S. 2002), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 16. Mai 2003 (BGBl. I S. 660), gel-
ten die erhaltenen Anteile insoweit auch 
als einbringungsgeboren im Sinne von § 
21 Abs. 1 in der Fassung der Bekannt-
machung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. 
I S. 2002), zuletzt geändert durch Artikel 
3 des Gesetzes vom 16. Mai 2003 
(BGBl. I S. 660). 
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(4) Der Wert, mit dem die Kapitalgesell-
schaft das eingebrachte Betriebsvermö-
gen ansetzt, gilt für den Einbringenden 
als Veräußerungspreis und als Anschaf-
fungskosten der Gesellschaftsanteile. 
Soweit neben den Gesellschaftsanteilen 
auch andere Wirtschaftsgüter gewährt 
werden, ist deren gemeiner Wert bei der 
Bemessung der Anschaffungskosten der 
Gesellschaftsanteile von dem sich nach 
Satz 1 ergebenden Wert abzuziehen. 
 

(4) Auf einen bei der Sacheinlage entste-
henden Veräußerungsgewinn ist § 16 
Abs.4 des Einkommensteuergesetzes nur 
anzuwenden, wenn der Einbringende ei-
ne natürliche Person ist, es sich nicht um 
die Einbringung von Teilen eines Mitun-
ternehmeranteils handelt und die über-
nehmende Gesellschaft das eingebrachte 
Betriebsvermögen mit dem gemeinen 
Wert ansetzt. In diesen Fällen ist § 34 
Abs. 1 und 3 des Einkommensteuerge-
setzes nur anzuwenden, soweit der Ver-
äußerungsgewinn nicht nach § 3 Nr. 40 
Satz 1 in Verbindung mit § 3c Abs. 2 des 
Einkommensteuergesetzes teilweise 
steuerbefreit ist. 
 

(5) Auf einen bei der Sacheinlage entste-
henden Veräußerungsgewinn sind § 16 
Abs. 4 und § 17 Abs. 3 des Einkom-
mensteuergesetzes nur anzuwenden, 
wenn der Einbringende eine natürliche 
Person ist und die Kapitalgesellschaft 
das eingebrachte Betriebsvermögen oder 
die eingebrachte Beteiligung im Sinne 
des § 17 des Einkommensteuergesetzes 
mit dem Teilwert ansetzt. In diesen Fäl-
len sind § 34 Abs. 1 und 3 des Einkom-
mensteuergesetzes für die Einbringung 
von Betriebsvermögen und § 34 Abs. 1 
des Einkommensteuergesetzes für die 
Einbringung einer Beteiligung im Sinne 
des § 17 des Einkommensteuergesetzes 
nur anzuwenden, soweit der Veräuße-
rungsgewinn nicht nach § 3 Nr. 40 
Buchstabe b und c in Verbindung mit § 
3c Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes 
teilweise steuerbefreit ist. Die Sätze 1 
und 2 sind bei der Einbringung von Tei-
len eines Mitunternehmeranteils nicht 
anzuwenden. In den Fällen des Absatzes 
1 Satz 2 gelten die Sätze 1 und 2 jedoch 
nicht, wenn eine im Betriebsvermögen 
gehaltene Beteiligung an einer Kapital-
gesellschaft eingebracht wird, die nicht 
das gesamte Nennkapital der Gesell-
schaft umfasst. 
 

(5) Das Einkommen und das Vermögen 
des Einbringenden und der übernehmen-
den Gesellschaft sind auf Antrag so zu 
ermitteln, als ob das eingebrachte Be-
triebsvermögen mit Ablauf des steuerli-
chen Übertragungsstichtags (Absatz 6) 
auf die Übernehmerin übergegangen wä-
re. Dies gilt hinsichtlich des Einkom-
mens und des Gewerbeertrags nicht für 
Entnahmen und Einlagen, die nach dem 
steuerlichen Übertragungsstichtag erfol-
gen. Die Anschaffungskosten der Anteile 
(Absatz 3) sind um den Buchwert der 
Entnahmen zu vermindern und um den 
sich nach § 6 Abs. 1 Nr. 5 des Einkom-
mensteuergesetzes ergebenden Wert der 
Einlagen zu erhöhen. 
 

(6) In den Fällen des Absatzes 3 gilt für 
die Stundung der anfallenden Einkom-

(6) Als steuerlicher Übertragungsstichtag 
(Einbringungszeitpunkt) darf in den Fäl-
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mensteuer oder Körperschaftsteuer § 21 
Abs. 2 Satz 3 bis 6 entsprechend. 
 

len der Sacheinlage durch Verschmel-
zung im Sinne des § 2 des Umwand-
lungsgesetzes der Stichtag angesehen 
werden, für den die Schlussbilanz jedes 
der übertragenden Unternehmen im Sin-
ne des § 17 Abs. 2 des Umwandlungsge-
setzes aufgestellt ist; dieser Stichtag darf 
höchstens acht Monate vor der Anmel-
dung der Verschmelzung zur Eintragung 
in das Handelsregister liegen. Entspre-
chendes gilt, wenn Vermögen im Wege 
der Sacheinlage durch Aufspaltung, Ab-
spaltung oder Ausgliederung nach § 123 
des Umwandlungsgesetzes auf die über-
nehmende Gesellschaft übergeht. In an-
deren Fällen der Sacheinlage darf die 
Einbringung auf einen Tag zurück bezo-
gen werden, der höchstens acht Monate 
vor dem Tag des Abschlusses des Ein-
bringungsvertrags liegt und höchstens 
acht Monate vor dem Zeitpunkt liegt, an 
dem das eingebrachte Betriebsvermögen 
auf die übernehmende Gesellschaft über-
geht. § 2 Abs. 3 gilt entsprechend. 
 

(7) Das Einkommen und das Vermögen 
des Einbringenden und der übernehmen-
den Kapitalgesellschaft sind auf Antrag 
so zu ermitteln, als ob das eingebrachte 
Betriebsvermögen mit Ablauf des steuer-
lichen Übertragungsstichtags (Absatz 8) 
auf die Übernehmerin übergegangen wä-
re. Dies gilt hinsichtlich des Einkom-
mens und des Gewerbeertrags nicht für 
Entnahmen und Einlagen, die nach dem 
steuerlichen Übertragungsstichtag erfol-
gen. Die Anschaffungskosten der Gesell-
schaftsanteile (Absatz 4) sind um den 
Buchwert der Entnahmen zu vermindern 
und um den sich nach § 6 Abs. 1 Nr. 5 
des Einkommensteuergesetzes ergeben-
den Wert der Einlagen zu erhöhen. 
 

(7) § 3 Abs. 3 ist entsprechend anzuwen-
den. 
 

(8) Als steuerlicher Übertragungsstichtag 
darf in den Fällen der Sacheinlage durch 
Verschmelzung im Sinne des § 2 des 
Umwandlungsgesetzes der Stichtag an-
gesehen werden, für den die Schlussbi-
lanz jedes der übertragenden Unterneh-
men im Sinne des § 17 Abs. 2 des Um-
wandlungsgesetzes aufgestellt ist; dieser 

(8) Ist eine gebietsfremde einbringende 
oder erworbene Gesellschaft im Sinne 
von Artikel 3 der Richtlinie 
90/434/EWG als steuerlich transparent 
anzusehen, ist aufgrund Artikel 10a der 
Richtlinie 90/434/EWG die ausländische 
Steuer, die nach den Rechtsvorschriften 
des anderen Mitgliedstaates der Europäi-
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Stichtag darf höchstens acht Monate vor 
der Anmeldung der Verschmelzung zur 
Eintragung in das Handelsregister liegen. 
Entsprechendes gilt, wenn Vermögen im 
Wege der Sacheinlage durch Aufspal-
tung, Abspaltung oder Ausgliederung 
nach § 123 des Umwandlungsgesetzes 
auf eine Kapitalgesellschaft übergeht. In 
anderen Fällen der Sacheinlage darf die 
Einbringung auf einen Tag zurückbezo-
gen werden, der höchstens acht Monate 
vor dem Tag des Abschlusses des Ein-
bringungsvertrags liegt und höchstens 
acht Monate vor dem Zeitpunkt liegt, an 
dem das eingebrachte Betriebsvermögen 
auf die Kapitalgesellschaft übergeht. 
 

schen Union erhoben worden wäre, wenn 
die einer in einem anderen Mitgliedstaat 
belegene Betriebsstätte zuzurechnenden 
eingebrachten Wirtschaftsgüter zum ge-
meinen Wert veräußert worden wären, 
auf die auf den Einbringungsgewinn ent-
fallende Körperschaftsteuer oder Ein-
kommens-teuer unter entsprechender 
Anwendung von § 26 Abs. 6 des Körper-
schaftsteuergesetzes und von § 34c und 
§ 50 Abs. 6 des Einkommensteuergeset-
zes anzurechnen. 
 
 

§ 21 Besteuerung des Anteilseigners 
 

§ 21 Bewertung der Anteile beim Anteils-
tausch 
 

(1) Werden Anteile an einer Kapitalge-
sellschaft veräußert, die der Veräußerer 
oder bei unentgeltlichem Erwerb der An-
teile der Rechtsvorgänger durch eine 
Sacheinlage (§ 20 Abs. 1 und § 23 Abs. 
1 bis 4) unter dem Teilwert erworben hat 
(einbringungsgeborene Anteile), so gilt 
der Betrag, um den der Veräußerungs-
preis nach Abzug der Veräußerungskos-
ten die Anschaffungskosten (§ 20 Abs. 
4) übersteigt, als Veräußerungsgewinn 
im Sinne des § 16 des Einkommensteu-
ergesetzes. Sind bei einer Sacheinlage 
nach § 20 Abs. 1 Satz 2 oder § 23 Abs. 4 
aus einem Betriebsvermögen nicht alle 
Anteile der Kapitalgesellschaft einge-
bracht worden, so ist § 16 Abs. 4 des 
Einkommensteuergesetzes nicht anzu-
wenden. 
 

(1) Werden Anteile an einer Kapitalge-
sellschaft oder einer Europäischen Ge-
nossenschaft (erworbene Gesellschaft) in 
eine Kapitalgesellschaft oder Genossen-
schaft (übernehmende Gesellschaft) ge-
gen Gewährung neuer Anteile an der ü-
bernehmenden Gesellschaft eingebracht 
(Anteilstausch), hat die übernehmende 
Gesellschaft die eingebrachten Anteile 
mit dem gemeinen Wert anzusetzen;  
Abweichend von Satz 1 können die ein-
gebrachten Anteile auf Antrag mit dem 
Buchwert oder einem höheren Wert, 
höchstens jedoch mit dem gemeinen 
Wert, angesetzt werden, wenn die über-
nehmende Gesellschaft nach der Ein-
bringung auf Grund ihrer Beteiligung 
einschließlich der eingebrachten Anteile 
nachweisbar unmittelbar die Mehrheit 
der Stimmrechte an der erworbenen Ge-
sellschaft hat (qualifizierter Anteils-
tausch); § 20 Abs. 2 Satz 3 gilt entspre-
chend. Erhält der Einbringende neben 
den Gesellschaftsanteilen auch andere 
Wirtschaftsgüter, deren gemeiner Wert 
den Buchwert der eingebrachten Anteile 
übersteigt, so hat die übernehmende Ge-
sellschaft die eingebrachten Anteile min-
destens mit dem gemeinen Wert der an-
deren Wirtschaftsgüter anzusetzen. 
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(2) Die Rechtsfolgen des Absatzes 1 tre-
ten auch ohne Veräußerung der Anteile 
ein, wenn 
 
1. der Anteilseigner dies beantragt oder 
 
2. das Besteuerungsrecht der Bundesre-

publik Deutschland hinsichtlich des 
Gewinns aus der Veräußerung der 
Anteile ausgeschlossen wird oder 

 
3. die Kapitalgesellschaft, an der die 

Anteile bestehen, aufgelöst und ab-
gewickelt wird oder das Kapital die-
ser Gesellschaft herabgesetzt und an 
die Anteilseigner zurückgezahlt wird 
oder Beträge aus dem steuerlichen 
Einlagekonto im Sinne des § 27 des 
Körperschaftsteuergesetzes ausge-
schüttet oder zurückgezahlt werden, 
soweit die Bezüge nicht die Voraus-
setzungen des § 20 Abs. 1 Nr. 1 oder 
2 des Einkommensteuergesetzes er-
füllen oder 

 
4. der Anteilseigner die Anteile ver-

deckt in eine Kapitalgesellschaft ein-
legt. Dabei tritt an die Stelle des Ver-
äußerungspreises der Anteile ihr ge-
meiner Wert. In den Fällen des Sat-
zes 1 Nr. 1, 2 und 4 kann die auf den 
Veräußerungsgewinn entfallende 
Einkommen- oder Körperschaftsteuer 
in jährlichen Teilbeträgen von min-
destens je einem Fünftel entrichtet 
werden, wenn die Entrichtung der 
Teilbeträge sichergestellt ist. Stun-
dungszinsen werden nicht erhoben. 
Bei einer Veräußerung von Anteilen 
während des Stundungszeitraums en-
det die Stundung mit dem Zeitpunkt 
der Veräußerung. Satz 5 gilt entspre-
chend, wenn während des Stun-
dungszeitraums die Kapitalgesell-
schaft, an der die Anteile bestehen, 
aufgelöst und abgewickelt wird oder 
das Kapital dieser Gesellschaft her-
abgesetzt und an die Anteilseigner 
zurückgezahlt wird oder wenn eine 
Umwandlung im Sinne des zweiten 
oder des vierten Teils des Gesetzes 

(2) Der Wert, mit dem die übernehmende 
Gesellschaft die eingebrachten Anteile 
ansetzt, gilt für den Einbringenden als 
Veräußerungspreis der eingebrachten 
Anteile und als Anschaffungskosten der 
erhaltenen Anteile. Abweichend von 
Satz 1 gilt für den Einbringenden der 
gemeine Wert der eingebrachten Anteile 
als Veräußerungspreis und als Anschaf-
fungskosten der erhaltenen Anteile, 
wenn für die eingebrachten Anteile nach 
der Einbringung das Recht der Bundes-
republik Deutschland hinsichtlich der 
Besteuerung des Gewinns aus der Ver-
äußerung dieser Anteile ausgeschlossen 
oder beschränkt ist; dies gilt auch, wenn 
das Recht der Bundesrepublik Deutsch-
land hinsichtlich der Besteuerung des 
Gewinns aus der Veräußerung der erhal-
tenen Anteile ausgeschlossen oder be-
schränkt ist. Auf Antrag gilt in den Fäl-
len des Satzes 2 unter den Voraussetzun-
gen des Absatzes 1 Satz 2 der Buchwert 
oder ein höherer Wert, höchstens der 
gemeine Wert, als Veräußerungspreis der 
eingebrachten Anteile und als Anschaf-
fungskosten der erhaltenen Anteile, 
wenn 
 
1. das Recht der Bundesrepublik 

Deutschland hinsichtlich der Besteu-
erung des Gewinns aus der Veräuße-
rung der erhaltenen Anteile nicht 
ausgeschlossen oder beschränkt ist 
oder 

 
2. der Gewinn aus dem Anteilstausch 

auf Grund Artikel 8 der Richtlinie 
90/434/EWG nicht besteuert werden 
darf; in diesem Fall ist der Gewinn 
aus einer späteren Veräußerung der 
erhaltenen Anteile ungeachtet der 
Bestimmungen eines Abkommens 
zur Vermeidung der Doppelbesteue-
rung in der gleichen Art und Weise 
zu besteuern, wie die Veräußerung 
der Anteile an der erworbenen Ge-
sellschaft zu besteuern gewesen wä-
re; § 15 Abs. 1a Satz 2 des Einkom-
mensteuergesetzes ist entsprechend 
anzuwenden.  
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erfolgt ist. 
 
 
 
 
 

 
Der Antrag ist spätestens bis zur erstma-
ligen Abgabe der Steuererklärung bei 
dem für die Besteuerung des Einbrin-
genden zuständigen Finanzamt zu stel-
len. Haben die eingebrachten Anteile 
beim Einbringenden nicht zu einem Be-
triebsvermögen gehört, treten an die Stel-
le des Buchwerts die Anschaffungskos-
ten. § 20 Abs. 3 Satz 3 und 4 gilt ent-
sprechend. 
 
 
  
 

(3) Ist der Veräußerer oder Eigner von 
Anteilen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 
 
1. eine juristische Person des öffentli-

chen Rechts, so gilt der Veräuße-
rungsgewinn als in einem Betrieb 
gewerblicher Art dieser Körperschaft 
entstanden, 

 
2. von der Körperschaftsteuer befreit, 

so gilt der Veräußerungsgewinn als 
in einem wirtschaftlichen Geschäfts-
betrieb dieser Körperschaft entstan-
den. 

 

(3) Auf den beim Anteilstausch entste-
henden Veräußerungsgewinn ist § 17 
Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes 
nur anzuwenden, wenn der Einbringende 
eine natürliche Person ist und die über-
nehmende Gesellschaft die eingebrach-
ten Anteile nach Absatz 1 Satz 1 oder in 
den Fällen des Absatzes 2 Satz 2 der Ein-
bringende mit dem gemeinen Wert an-
setzt; dies gilt für die Anwendung von § 
16 Abs. 4 des Einkommensteuergesetzes 
unter der Voraussetzung, dass eine im 
Betriebsvermögen gehaltene Beteiligung 
an einer Kapitalgesellschaft eingebracht 
wird, die das gesamte Nennkapital der 
Kapitalgesellschaft umfasst. § 34 Abs. 1 
des Einkommensteuergesetzes findet 
keine Anwendung. 

(4) Werden Anteile an einer Kapitalge-
sellschaft im Sinne des Absatzes 1 in ein 
Betriebsvermögen eingelegt, so sind sie 
mit ihren Anschaffungskosten (§ 20 Abs. 
4) anzusetzen. Ist der Teilwert im Zeit-
punkt der Einlage niedriger, so ist dieser 
anzusetzen; der Unterschiedsbetrag zwi-
schen den Anschaffungskosten und dem 
niedrigeren Teilwert ist außerhalb der 
Bilanz vom Gewinn abzusetzen. 
 

 

§ 22 Auswirkungen bei der übernehmen-
den Kapitalgesellschaft 
 

§ 22 Besteuerung des Anteilseigners 
 

(1) Setzt die Kapitalgesellschaft das ein-
gebrachte Betriebsvermögen mit dem 
Buchwert (§ 20 Abs. 2 Satz 2) an, so gel-
ten § 4 Abs. 2 Satz 3 und § 12 Abs. 3 

(1) Soweit in den Fällen einer Sacheinla-
ge unter dem gemeinen Wert (§ 20 
Abs. 2 Satz 2) der Einbringende die er-
haltenen Anteile innerhalb eines Zeit-
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Satz 1 entsprechend. 
 

raums von sieben Jahren nach dem Ein-
bringungszeitpunkt veräußert, ist der 
Gewinn aus der Einbringung rückwir-
kend im Wirtschaftsjahr der Einbringung 
als Gewinn des Einbringenden im Sinne 
von § 16 des Einkommensteuergesetzes 
zu versteuern (Einbringungsgewinn I); 
§§ 16 Abs. 4 und 34 des Einkommens-
teuergesetzes sind nicht anzuwenden. 
Die Veräußerung der erhaltenen Anteile 
gilt insoweit als rückwirkendes Ereignis 
im Sinne von § 175 Abs.1  Satz 1 Nr. 2 
der Abgabenordnung. Einbringungsge-
winn I ist der Betrag, um den der gemei-
ne Wert des eingebrachten Betriebsver-
mögens im Einbringungszeitpunkt nach 
Abzug der Kosten für den Vermögens-
übergang den Wert, mit dem die über-
nehmende Gesellschaft dieses einge-
brachte Betriebsvermögen angesetzt hat, 
übersteigt, vermindert um jeweils ein 
Siebtel für jedes seit dem Einbringungs-
zeitpunkt abgelaufene Zeitjahr. Der Ein-
bringungsgewinn I gilt als nachträgliche 
Anschaffungskosten der erhaltenen An-
teile. Umfasst das eingebrachte Betriebs-
vermögen auch Anteile an Kapitalgesell-
schaften oder Genossenschaften, ist in-
soweit § 22 Abs. 2 anzuwenden; ist in 
diesen Fällen das Recht der Bundesrepu-
blik Deutschland hinsichtlich der Be-
steuerung des Gewinns aus der Veräuße-
rung der erhaltenen Anteile ausgeschlos-
sen oder beschränkt, ist daneben auch 
Satz 1 bis 4 anzuwenden. Die Sätze 1 bis 
5 gelten entsprechend, wenn 
 
1. der Einbringende die erhaltenen An-

teile unmittelbar oder mittelbar un-
entgeltlich auf eine Kapital-
gesellschaft oder eine Genossen-
schaft überträgt, 

 
2. der Einbringende die erhaltenen An-

teile entgeltlich überträgt, es sei denn 
er weist nach, dass die Übertragung 
durch einen Vorgang im Sinne des 
§ 20 Abs. 1 oder § 21 Abs. 1 oder auf 
Grund vergleichbarer ausländischer 
Vorgänge zu Buchwerten erfolgte, 
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3. die Kapitalgesellschaft, an der die 
Anteile bestehen, aufgelöst und ab-
gewickelt wird oder das Kapital die-
ser Gesellschaft herabgesetzt und an 
die Anteilseigner zurückgezahlt wird 
oder Beträge aus dem steuerlichen 
Einlagekonto im Sinne des § 27 des 
Körperschaftsteuergesetzes ausge-
schüttet oder zurückgezahlt werden, 

 
4. der Einbringende die erhaltenen An-

teile durch einen Vorgang im Sinne 
des § 21 Abs. 1 oder einen Vorgang 
im Sinne des § 20 Abs. 1 oder auf 
Grund vergleichbarer ausländischer 
Vorgänge zum Buchwert in eine Ka-
pitalgesellschaft oder eine  Genos-
senschaft eingebracht hat und diese 
Anteile anschließend unmittelbar o-
der mittelbar veräußert oder durch 
einen Vorgang im Sinne der Nummer 
1 oder 2 unmittelbar oder mittelbar 
übertragen werden, es sei denn, er 
weist nach, dass diese Anteile zu 
Buchwerten übertragen wurden (Ket-
teneinbringung), 

 
5. der Einbringende die erhaltenen An-

teile in eine Kapitalgesellschaft oder 
eine  Genossenschaft durch einen 
Vorgang im Sinne des § 20 Abs. 1 
oder einen Vorgang im Sinne des 
§ 21 Abs. 1 oder auf Grund ver-
gleichbarer ausländischer Vorgänge 
zu Buchwerten einbringt und die aus 
dieser Einbringung erhaltenen Antei-
le anschließend unmittelbar oder mit-
telbar veräußert oder durch einen 
Vorgang im Sinne der Nummer 1 o-
der 2 unmittelbar oder mittelbar ü-
bertragen werden, es sei denn er 
weist nach, dass die Einbringung zu 
Buchwerten erfolgte, oder 

 
6. für den Einbringenden oder die über-

nehmende Gesellschaft im Sinne der 
Nummer 4 die Voraussetzungen im 
Sinne von § 1 Abs. 4 nicht mehr er-
füllt sind. 

 
Satz 4 gilt in den Fällen des Satzes 6 
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Nr. 4 und 5 auch hinsichtlich der An-
schaffungskosten der auf einer Wei-
tereinbringung dieser Anteile (§ 20 
Abs. 1 und § 21 Abs. 1 Satz 2) zum 
Buchwert beruhenden Anteile. 

(2) Setzt die Kapitalgesellschaft das ein-
gebrachte Betriebsvermögen mit einem 
über dem Buchwert, aber unter dem 
Teilwert liegenden Wert an, so gilt § 12 
Abs. 3 Satz 1 entsprechend mit der fol-
genden Maßgabe: 
 
1. Die Absetzungen für Abnutzung oder 

Substanzverringerung nach § 7 
Abs. 1, 4, 5 und 6 des Einkommens-
teuergesetzes sind vom Zeitpunkt der 
Einbringung an nach den Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten des 
Einbringenden, vermehrt um den Un-
terschiedsbetrag zwischen dem 
Buchwert der einzelnen Wirtschafts-
güter und dem Wert, mit dem die 
Kapitalgesellschaft die Wirtschafts-
güter ansetzt, zu bemessen. 
 

2. Bei den Absetzungen für Abnutzung 
nach § 7 Abs. 2 des Einkommensteu-
ergesetzes tritt im Zeitpunkt der Ein-
bringung an die Stelle des Buchwerts 
der einzelnen Wirtschaftsgüter der 
Wert, mit dem die Kapitalgesell-
schaft die Wirtschaftsgüter ansetzt. 

 

(2) Soweit im Rahmen einer Sacheinlage 
(§ 20 Abs. 1) oder eines Anteilstausches 
(§ 21 Abs. 1) unter dem gemeinen Wert 
eingebrachte Anteile innerhalb eines 
Zeitraums von sieben Jahren nach dem 
Einbringungszeitpunkt durch die über-
nehmende Gesellschaft veräußert werden 
und der Einbringende keine durch § 8b 
Abs. 2 des Körperschaftsteuergesetztes 
begünstigte Person ist, ist der Gewinn 
aus der Einbringung im Wirtschaftsjahr 
der Einbringung rückwirkend als Gewinn 
des Einbringenden aus der Veräußerung 
von Anteilen zu versteuern (Einbrin-
gungsgewinn II); § 16 Abs. 4 des Ein-
kommensteuergesetzes ist nicht anzu-
wenden. Absatz 1 Satz 2 gilt entspre-
chend.  Einbringungsgewinn II ist der 
Betrag, um den der gemeine Wert der 
eingebrachten Anteile im Einbringungs-
zeitpunkt nach Abzug der Kosten für den 
Vermögensübergang den Wert, mit dem 
der Einbringende die erhaltenen Anteile 
angesetzt hat, übersteigt, vermindert um 
jeweils ein Siebtel für jedes seit dem 
Einbringungszeitpunkt abgelaufene Zeit-
jahr. Der  Einbringungsgewinn II gilt als 
nachträgliche Anschaffungskosten der 
erhaltenen Anteile. Sätze 1 bis 4 sind 
nicht anzuwenden, soweit der Einbrin-
gende die erhaltenen Anteile veräußert 
hat; dies gilt auch in den Fällen von § 6 
des Außensteuergesetzes vom 8. Sep-
tember 1972 (BGBl. I S. 1713), das zu-
letzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 
… (BGBl. I S. 2782) geändert worden 
ist, in der jeweils geltenden Fassung, 
wenn und soweit die Steuer nicht ge-
stundet wird. Sätze 1 bis 5 gelten ent-
sprechend, wenn die übernehmende Ge-
sellschaft die eingebrachten Anteile ih-
rerseits durch einen Vorgang nach Ab-
satz 1 Satz 6 Nr. 1 bis 5 weiter überträgt 
oder für diese die Voraussetzungen nach  
§ 1 Abs. 4 nicht mehr erfüllt sind. Ab-
satz 1 Satz 7 ist entsprechend anzuwen-
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den. 
 

(3) Setzt die Kapitalgesellschaft das ein-
gebrachte Betriebsvermögen mit dem 
Teilwert an, so gelten die eingebrachten 
Wirtschaftsgüter als im Zeitpunkt der 
Einbringung von der Kapitalgesellschaft 
angeschafft, wenn die Einbringung des 
Betriebsvermögens im Wege der Einzel-
rechtsnachfolge erfolgt; erfolgt die Ein-
bringung des Betriebsvermögens im 
Wege der Gesamtrechtsnachfolge nach 
den Vorschriften des Umwandlungsge-
setzes, so gilt Absatz 2 entsprechend. 
 

(3) Der Einbringende hat in den dem 
Einbringungszeitpunkt folgenden sieben 
Jahren jährlich spätestens bis zum 31. 
Mai den Nachweis darüber zu erbringen, 
wem mit Ablauf des Tages, der dem 
maßgebenden Einbringungszeitpunkt 
entspricht, 
 
1. in den Fällen des Absatzes 1 die er-

haltenen Anteile und die auf diesen 
Anteilen beruhenden Anteile und 

 
2. in den Fällen des Absatzes 2 die ein-

gebrachten Anteile und die auf diesen 
Anteilen beruhenden Anteile 

 
zuzurechnen sind Erbringt er den Nach-
weis nicht gelten die Anteile im Sinne 
des Absatzes 1 oder des Absatzes 2 an 
dem Tag, der dem Einbringungszeit-
punkt folgt oder der in den Folgejahren 
diesem Kalendertag entspricht, als ver-
äußert. 
 

(4) Der maßgebende Gewerbeertrag der 
übernehmenden Kapitalgesellschaft kann 
nicht um die vortragsfähigen Fehlbeträge 
des Einbringenden im Sinne des § 10a 
des Gewerbesteuergesetzes gekürzt wer-
den. 
 

(4) Ist der Veräußerer von Anteilen nach  
Absatz 1  
1. eine juristische Person des öffentli-

chen Rechts, gilt in den Fällen des 
Absatzes 1 der Gewinn aus der Ver-
äußerung der erhaltenen Anteile als 
in einem Betrieb gewerblicher Art 
dieser Körperschaft entstanden, 

 
2. von der Körperschaftsteuer befreit, 

gilt in den Fällen des Absatzes 1 der 
Gewinn aus der Veräußerung der er-
haltenen Anteile als in einem wirt-
schaftlichen Geschäftsbetrieb dieser 
Körperschaft entstanden. 

 
(5) § 6 Abs. 1 und 2 gilt entsprechend. 
 

(5) Das für den Einbringenden zuständi-
ge Finanzamt bescheinigt der überneh-
menden Gesellschaft auf deren Antrag 
die Höhe des zu versteuernden Einbrin-
gungsgewinns, die darauf entfallende 
festgesetzte Steuer und den darauf ent-
richteten Betrag; nachträgliche Minde-
rungen des versteuerten Einbringungs-
gewinns sowie die darauf entfallende 
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festgesetzte Steuer und der darauf ent-
richtete Betrag sind dem für die über-
nehmende Gesellschaft zuständigen Fi-
nanzamt  von Amts wegen mitzuteilen. 
 

 (6) In den Fällen der unentgeltlichen 
Rechtsnachfolge gilt der Rechtsnachfol-
ger des Einbringenden als Einbringender 
im Sinne der Absätze 1 bis 5 und der 
Rechtsnachfolger der übernehmenden 
Gesellschaft als übernehmende Gesell-
schaft im Sinne des Absatzes 2. 
 

 (7) Werden in den Fällen einer Sachein-
lage (§ 20 Abs. 1) oder eines Anteilstau-
sches (§ 21 Abs. 1) unter dem gemeinen 
Wert stille Reserven auf Grund einer Ge-
sellschaftsgründung oder Kapitalerhö-
hung von den erhaltenen oder einge-
brachten Anteilen oder von auf diesen 
Anteilen beruhenden Anteilen auf andere 
Anteile verlagert, gelten diese Anteile 
insoweit auch als erhaltene oder einge-
brachte Anteile oder als auf diesen An-
teilen beruhende Anteile im Sinne des 
Absatzes 1 oder 2 (Mitverstrickung von 
Anteilen 

§ 23 Einbringung in der Europäischen 
Union 
 

§ 23 Auswirkungen bei der übernehmen-
den und der erwerbenden Gesellschaft 
 

(1) Bringt eine unbeschränkt körper-
schaftsteuerpflichtige Kapitalgesellschaft 
(§ 1 Abs. 1 Nr. 1 des Körperschaftsteu-
ergesetzes) einen Betrieb oder Teilbe-
trieb in eine inländische Betriebsstätte 
einer Kapitalgesellschaft ein, die die 
Voraussetzungen des Artikels 3 der 
Richtlinie 90/434/EWG des Rates vom 
23. Juli 1990 (ABl. EG Nr. L 225 S. 1) 
erfüllt (EU-Kapitalgesellschaft) und be-
schränkt körperschaftsteuerpflichtig ist, 
und erhält die einbringende Kapitalge-
sellschaft dafür neue Anteile an der ü-
bernehmenden Kapitalgesellschaft, so 
gelten für die Bewertung des eingebrach-
ten Betriebsvermögens in der Betriebs-
stätte der übernehmenden Kapitalgesell-
schaft und der neuen Anteile bei der ein-
bringenden Kapitalgesellschaft § 20 Abs. 
2 Satz 1 bis 4 und 6, Abs. 4 Satz 1, Abs. 
5 Satz 2, Abs. 7 und 8 entsprechend. Satz 

(1) Setzt die übernehmende oder erwer-
bende Gesellschaft das eingebrachte Be-
triebsvermögen mit einem unter dem 
gemeinem Wert liegenden Wert (§ 20 
Abs. 2 Satz 2) an, gelten § 4 Abs. 2 Satz 
3 und § 12 Abs. 3 1. Halbsatz entspre-
chend.  
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1 gilt auch, wenn die einbringende Kapi-
talgesellschaft nur steuerpflichtig ist, 
soweit sie einen wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetrieb unterhält, oder wenn die 
inländische Betriebsstätte der überneh-
menden Kapitalgesellschaft erst durch 
die Einbringung des Betriebs oder Teil-
betriebs entsteht. 
 
(2) Bringt eine beschränkt körperschafts-
teuerpflichtige EU Kapitalgesellschaft 
ihre inländische Betriebsstätte im Rah-
men der Einbringung eines Betriebs oder 
Teilbetriebs in eine unbeschränkt oder 
beschränkt körperschaftsteuerpflichtige 
EU-Kapitalgesellschaft ein, so gilt für 
die Bewertung des eingebrachten Be-
triebsvermögens § 20 Abs. 2 Satz 1 bis 4 
und 6, Abs. 4 Satz 1, Abs. 5 Satz 2, Abs. 
7 und 8 entsprechend. 
 

(2) In den Fällen des § 22 Abs. 1 kann 
die übernehmende Gesellschaft auf An-
trag den versteuerten Einbringungsge-
winn im Wirtschaftsjahr der Veräuße-
rung der Anteile oder eines gleichgestell-
ten Ereignisses (§ 22 Abs. 1 Satz 1 und 
Satz 6 Nr. 1 bis 6) als Erhöhungsbetrag 
ansetzen, soweit der Einbringende die 
auf den Einbringungsgewinn entfallende 
Steuer entrichtet hat und dies durch Vor-
lage einer Bescheinigung des zuständi-
gen Finanzamts im Sinne von § 22 Abs. 
5 nachgewiesen wurde; der Ansatz des 
Erhöhungsbetrages bleibt ohne Auswir-
kung auf den Gewinn. Satz 1 ist nur an-
zuwenden, soweit das eingebrachte Be-
triebsvermögen in den Fällen des § 22 
Abs. 1 noch zum Betriebsvermögen der 
übernehmenden Gesellschaft gehört, es 
sei denn, dieses wurde zum gemeinen 
Wert übertragen. Wurden die veräußer-
ten Anteile auf Grund einer Einbringung 
von Anteilen nach § 20 Abs. 1 oder § 21 
Abs. 1 (§ 22 Abs. 2) erworben, erhöhen 
sich die Anschaffungskosten der einge-
brachten Anteile in Höhe des versteuer-
ten Einbringungsgewinns, soweit der 
Einbringende die auf den Einbringungs-
gewinn entfallende Steuer entrichtet hat;  
Satz 1 und § 22 Abs. 1 Satz 7 gelten ent-
sprechend. 
 

(3) Bringt eine unbeschränkt körper-
schaftsteuerpflichtige Kapitalgesellschaft 
im Rahmen der Einbringung eines Be-
triebs oder Teilbetriebs eine in einem 
anderen Mitgliedsstaat der Europäischen 
Union belegene Betriebsstätte in eine be-
schränkt körperschaftsteuerpflichtige 
EU-Kapitalgesellschaft ein, so gilt für 
den Wertansatz der neuen Anteile § 20 
Abs. 4 Satz 1, Abs. 7 und 8 entspre-

(3) Setzt die übernehmende Gesellschaft 
das eingebrachte Betriebsvermögen mit 
einem über dem Buchwert, aber unter 
dem gemeinen Wert liegenden Wert an, 
gilt § 12 Abs. 3 1. Halbsatz entsprechend 
mit der folgenden Maßgabe: 
 
1. Die Absetzungen für Abnutzung oder 

Substanzverringerung nach § 7 Abs. 1, 
4, 5 und 6 des Einkommensteuergeset-
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chend. 
 

zes sind vom Zeitpunkt der Einbrin-
gung an nach den Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten des Einbringenden, 
vermehrt um den Unterschiedsbetrag 
zwischen dem Buchwert der einzelnen 
Wirtschaftsgüter und dem Wert, mit 
dem die Kapitalgesellschaft die Wirt-
schaftsgüter ansetzt, zu bemessen. 

 
2. Bei den Absetzungen für Abnutzung 

nach § 7 Abs. 2 des Einkommensteu-
ergesetzes tritt im Zeitpunkt der Ein-
bringung an die Stelle des Buchwerts 
der einzelnen Wirtschaftsgüter der 
Wert, mit dem die Kapitalgesell-
schaft die Wirtschaftsgüter ansetzt. 

 
Bei einer Erhöhung der Anschaffungs-
kosten oder Herstellungskosten auf 
Grund rückwirkender Besteuerung des 
Einbringungsgewinns (Absatz 2) gilt 
dies mit der Maßgabe, dass an die Stelle 
des Zeitpunkts der Einbringung der Be-
ginn des Wirtschaftsjahres tritt, in wel-
ches das die Besteuerung des Einbrin-
gungsgewinns auslösende Ereignis fällt. 
 

(4) Werden Anteile im Sinne des § 20 
Abs. 1 Satz 2 an einer EU-
Kapitalgesellschaft in eine andere EU-
Kapitalgesellschaft eingebracht, so gilt 
für die Bewertung der Anteile, die die 
übernehmende Kapitalgesellschaft erhält, 
§ 20 Abs. 2 Satz 1 bis 4 und 6 und für 
die Bewertung der neuen Anteile, die der 
Einbringende von der übernehmenden 
Kapitalgesellschaft erhält, § 20 Abs. 4 
Satz 1 entsprechend. Abweichend von § 
20 Abs. 4 Satz 1 gilt für den Einbringen-
den der Teilwert der eingebrachten An-
teile als Veräußerungspreis, wenn das 
Besteuerungsrecht der Bundesrepublik 
Deutschland hinsichtlich des Gewinns 
aus einer Veräußerung der dem Einbrin-
genden gewährten Gesellschaftsanteile 
im Zeitpunkt der Sacheinlage ausge-
schlossen ist. Der Anwendung des Satzes 
1 steht nicht entgegen, dass die über-
nehmende Kapitalgesellschaft dem Ein-
bringenden neben neuen Anteilen eine 
zusätzliche Gegenleistung gewährt, 

(4) Setzt die übernehmende Gesellschaft 
das eingebrachte Betriebsvermögen mit 
dem gemeinen Wert an, gelten die ein-
gebrachten Wirtschaftsgüter als im Zeit-
punkt der Einbringung von der Kapital-
gesellschaft angeschafft, wenn die Ein-
bringung des Betriebsvermögens im We-
ge der Einzelrechtsnachfolge erfolgt; er-
folgt die Einbringung des Betriebsver-
mögens im Wege der Gesamtrechtsnach-
folge nach den Vorschriften des Um-
wandlungsgesetzes, gilt Absatz 3 ent-
sprechend. 
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wenn diese 10 vom Hundert des Nenn-
werts oder eines an dessen Stelle treten-
den rechnerischen Werts der gewährten 
Anteile nicht überschreitet. In den Fällen 
des Satzes 3 ist für die Bewertung der 
Anteile, die die übernehmende Kapital-
gesellschaft erhält, auch § 20 Abs. 2 Satz 
5 und für die Bewertung der Anteile, die 
der Einbringende erhält, auch § 20 Abs. 
4 Satz 2 entsprechend anzuwenden. § 20 
Abs. 5 gilt entsprechend. 
 
 (5) Der maßgebende Gewerbeertrag der 

übernehmenden Gesellschaft kann nicht 
um die vortragsfähigen Fehlbeträge des 
Einbringenden im Sinne des § 10a des 
Gewerbesteuergesetzes gekürzt werden. 
 

 
 

(6) § 6 Abs. 1 und 3 gilt entsprechend. 
 

Neunter Teil. Einbringung eines Be-
triebs, Teilbetriebs oder Mitunterneh-
meranteils in eine Personengesellschaft 
 

Siebter Teil. Einbringung eines Betriebs, 
Teilbetriebs oder Mitunternehmeranteils 
in eine Personengesellschaft 
 

§ 24 Einbringung von Betriebsvermögen 
in eine Personengesellschaft 
 

§ 24 Einbringung von Betriebsvermögen 
in eine Personengesellschaft 
 

(1) Wird ein Betrieb oder Teilbetrieb o-
der ein Mitunternehmeranteil in eine 
Personengesellschaft eingebracht und 
wird der Einbringende Mitunternehmer 
der Gesellschaft, so gelten für die Be-
wertung des eingebrachten Betriebsver-
mögens die Absätze 2 bis 4. 
 

(1) Wird ein Betrieb oder Teilbetrieb o-
der ein Mitunternehmeranteil in eine 
Personengesellschaft eingebracht und 
wird der Einbringende Mitunternehmer 
der Gesellschaft, gelten für die Bewer-
tung des eingebrachten Betriebsvermö-
gens die Absätze 2 bis 4. 
 

(2) Die Personengesellschaft darf das 
eingebrachte Betriebsvermögen in ihrer 
Bilanz einschließlich der Ergänzungsbi-
lanzen für ihre Gesellschafter mit seinem 
Buchwert oder mit einem höheren Wert 
ansetzen. Buchwert ist der Wert, mit 
dem der Einbringende das eingebrachte 
Betriebsvermögen im Zeitpunkt der Ein-
bringung nach den steuerrechtlichen 
Vorschriften über die Gewinnermittlung 
anzusetzen hat. Bei dem Ansatz des ein-
gebrachten Betriebsvermögens dürfen 
die Teilwerte der einzelnen Wirtschafts-
güter nicht überschritten werden. 
 

(2) Die Personengesellschaft hat das ein-
gebrachte Betriebsvermögen in ihrer Bi-
lanz einschließlich der Ergänzungsbilan-
zen für ihre Gesellschafter mit dem ge-
meinen Wert anzusetzen; für die Bewer-
tung von Pensionsrückstellungen gilt 
§ 6a des Einkommensteuergesetzes. Ab-
weichend von Satz 1 kann das über-
nommene Betriebsvermögen auf Antrag 
mit dem Buchwert oder einem höheren 
Wert, höchstens jedoch mit dem Wert im 
Sinne des Satzes 1, angesetzt werden, 
soweit das Recht der Bundesrepublik 
Deutschland hinsichtlich der Besteue-
rung des eingebrachten Betriebsvermö-
gens nicht ausgeschlossen oder be-
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schränkt wird. § 20 Abs. 2 Satz 3 gilt 
entsprechend 
 

(3) Der Wert, mit dem das eingebrachte 
Betriebsvermögen in der Bilanz der Per-
sonengesellschaft einschließlich der Er-
gänzungsbilanzen für ihre Gesellschafter 
angesetzt wird, gilt für den Einbringen-
den als Veräußerungspreis. § 16 Abs. 4 
des Einkommensteuergesetzes ist nur 
anzuwenden, wenn das eingebrachte Be-
triebsvermögen mit seinem Teilwert an-
gesetzt wird; in diesen Fällen sind § 34 
Abs. 1 und 3 des Einkommensteuerge-
setzes anzuwenden, soweit der Veräuße-
rungsgewinn nicht nach § 3 Nr. 40 Satz 1 
Buchstabe b in Verbindung mit § 3c 
Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes 
teilweise steuerbefreit ist. In den Fällen 
des Satzes 2 gilt § 16 Abs. 2 Satz 3 des 
Einkommensteuergesetzes entsprechend. 
Satz 2 ist bei der Einbringung von Teilen 
eines Mitunternehmeranteils nicht anzu-
wenden. 
 

(3) Der Wert, mit dem das eingebrachte 
Betriebsvermögen in der Bilanz der Per-
sonengesellschaft einschließlich der Er-
gänzungsbilanzen für ihre Gesellschafter 
angesetzt wird, gilt für den Einbringen-
den als Veräußerungspreis. § 16 Abs. 4 
des Einkommensteuergesetzes ist nur an-
zuwenden, wenn das eingebrachte Be-
triebsvermögen mit dem gemeinen Wert 
angesetzt wird und es sich nicht um die 
Einbringung von Teilen eines Mitunter-
nehmeranteils handelt; in diesen Fällen 
ist § 34 Abs. 1 und 3 des Einkommens-
teuergesetzes anzuwenden, soweit der 
Veräußerungsgewinn nicht nach § 3 
Nr. 40 Satz 1 Buchstabe b in Verbindung 
mit § 3c Abs. 2 des Einkommensteuerge-
setzes teilweise steuerbefreit ist. In den 
Fällen des Satzes 2 gilt § 16 Abs. 2 
Satz 3 des Einkommensteuergesetzes 
entsprechend. 
 

(4) § 22 Abs. 1 bis 3 und 5 gilt entspre-
chend; in den Fällen der Einbringung in 
eine Personengesellschaft im Wege der 
Gesamtrechtsnachfolge gilt auch § 20 
Abs. 7 und 8 entsprechend. 
 

(4) § 23 Abs. 1, 3, 4 und 6 gilt entspre-
chend; in den Fällen der Einbringung in 
eine Personengesellschaft im Wege der 
Gesamtrechtsnachfolge gilt auch § 20 
Abs. 5 und 6 entsprechend. 

 (5) Soweit im Rahmen einer Einbringung 
nach Absatz 1 unter dem gemeinen Wert 
eingebrachte Anteile an einer Körper-
schaft, Personenvereinigung oder Ver-
mögensmasse innerhalb eines Zeitraums 
von sieben Jahren nach dem Einbrin-
gungszeitpunkt durch die übernehmende 
Personengesellschaft veräußert oder 
durch einen Vorgang  nach § 22 Abs. 1 
Satz 6 Nummer 1 bis 5 weiter übertragen 
werden und der Einbringende keine 
durch § 8b Abs. 2 des Körperschaftsteu-
ergesetzes begünstigte Person ist, ist § 22 
Abs. 2, 3  und 5 bis 7 insoweit entspre-
chend anzuwenden, als der Gewinn aus 
der Veräußerung der eingebrachten An-
teile auf einen von § 8b Abs. 2 des Kör-
perschaftsteuergesetzes begünstigten 
Mitunternehmer entfällt. 
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Zehnter Teil. Formwechsel einer Perso-
nengesellschaft in eine Kapitalgesell-
schaft 
 

Achter Teil. Formwechsel einer Perso-
nengesellschaft in eine Kapitalgesell-
schaft 
 

§ 25 Entsprechende Anwendung des ach-
ten Teils 
 

§ 25 Entsprechende Anwendung des 
sechsten Teils 
 

Der achte Teil gilt in den Fällen des 
Formwechsels einer Personengesell-
schaft in eine Kapitalgesellschaft im 
Sinne des § 190 des Umwandlungsgeset-
zes entsprechend.²Die übertragende Ge-
sellschaft hat eine Steuerbilanz auf den 
steuerlichen Übertragungsstichtag aufzu-
stellen. 
 
 

In den Fällen des Formwechsels einer 
Personengesellschaft in eine Kapitalge-
sellschaft oder Genossenschaft im Sinne 
des § 190 des Umwandlungsgesetzes 
vom 28. Oktober 1994 (BGBl. I S. 3210, 
1995 I S. 428), das zuletzt durch Artikel 
10 des Gesetzes vom 9. Dezember 2004 
(BGBl. I S. 3214) geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung oder auf 
Grund vergleichbarer ausländischer Vor-
gänge gelten §§ 20 bis 23 entsprechend. 
§ 9 Satz 2 und 3 ist entsprechend anzu-
wenden. 
 

Elfter Teil Verhinderung von Missbräu-
chen 
 

Neunter Teil. Verhinderung von Miss-
bräuchen 
 

§ 26 Wegfall von Steuererleichterungen 
 

§ 26 

(1) Die Anwendbarkeit des § 6 entfällt 
rückwirkend, wenn die Übernehmerin 
den auf sie übergegangenen Betrieb in-
nerhalb von fünf Jahren nach dem steu-
erlichen Übertragungsstichtag in eine 
Kapitalgesellschaft einbringt oder ohne 
triftigen Grund veräußert oder aufgibt. 
Bereits erteilte Steuerbescheide, Steuer-
messbescheide, Freistellungsbescheide 
oder Feststellungsbescheide sind zu än-
dern, soweit sie auf der Anwendung der 
in Satz 1 bezeichneten Vorschrift beru-
hen. 
 

(weggefallen) 
 

(2) § 23 Abs. 4 ist nicht anzuwenden, 
wenn die eingebrachten Anteile inner-
halb eines Zeitraums von sieben Jahren 
nach der Einbringung unmittelbar oder 
mittelbar veräußert oder auf einen Drit-
ten übertragen werden, es sei denn, der 
Steuerpflichtige weist nach, dass die er-
haltenen Anteile Gegenstand einer weite-
ren Sacheinlage zu Buchwerten auf 
Grund von Rechtsvorschriften eines an-
deren Mitgliedstaates der Europäischen 
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Union sind, die § 23 Abs. 4 entsprechen. 
§ 23 Abs. 2 ist nicht anzuwenden, wenn 
die einbringende Kapitalgesellschaft die 
erhaltenen Anteile innerhalb eines Zeit-
raums von sieben Jahren nach der Ein-
bringung veräußert, es sei denn, der 
Steuerpflichtige weist nach, dass die er-
haltenen Anteile Gegenstand einer Sach-
einlage zu Buchwerten auf Grund von 
Rechtsvorschriften eines anderen Mit-
gliedstaates der Europäischen Union 
sind, die § 23 Abs. 4 entsprechen.´§ 23 
Abs. 1 bis 3 ist außerdem nicht anzu-
wenden, soweit Gewinne aus dem Be-
trieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeu-
gen im internationalen Verkehr oder von 
Schiffen, die der Binnenschifffahrt die-
nen, nach einem Abkommen zur Ver-
meidung der Doppelbesteuerung in der 
Bundesrepublik Deutschland nicht be-
steuert werden können. 
 
Zwölfter Teil. Übergangs-, Schluss- und 
Ermächtigungsvorschriften 
 

Zehnter Teil. Anwendungs-, Über-
gangsvorschrift und Ermächtigung 
 

§ 27 Anwendungsvorschriften 
 

§ 27 Anwendungsvorschriften 
 

(1) Dieses Gesetz ist erstmals auf den 
Übergang von Vermögen anzuwenden, 
der auf Rechtsakten beruht, die nach dem 
31. Dezember 1994 wirksam werden. 
 

(1) Diese Fassung des Gesetzes ist erst-
mals auf Umwandlungen und Einbrin-
gungen anzuwenden, bei denen die An-
meldung zur Eintragung  in das für die 
Wirksamkeit des jeweiligen Vorgangs 
maßgebende öffentliche Register nach 
dem 12. Dezember 2006 erfolgt ist. Für 
Einbringungen, deren Wirksamkeit keine 
Eintragung in ein öffentliches Register 
voraussetzt, ist diese Fassung des Geset-
zes erstmals anzuwenden, wenn das wirt-
schaftliche Eigentum an den eingebrach-
ten Wirtschaftsgütern nach dem 
12. Dezember 2006 übergegangen ist. 
 

(1a) Die Vorschriften dieses Gesetzes in 
der Fassung des Artikels 5 des Gesetzes 
vom 23. Oktober 2000 (BGBl. I S. 1433) 
sind erstmals auf Umwandlungen anzu-
wenden, bei denen der steuerliche Über-
tragungsstichtag in dem ersten Wirt-
schaftsjahr der übertragenden Körper-
schaft liegt, für das das Körperschafts-
teuergesetz in der Fassung des Artikels 3 
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des Gesetzes vom 23. Oktober 2000 
(BGBl. I S. 1433) erstmals anzuwenden 
ist. Ist in dem in Satz 1 bezeichneten 
Wirtschaftsjahr oder später ein Rechtsakt 
im Sinne des Umwandlungssteuergeset-
zes wirksam geworden, der steuerlich 
mit zulässiger Rückwirkung nach Maß-
gabe des Umwandlungssteuergesetzes 
belegt ist, so gelten die steuerlichen 
Rechtsfolgen als frühestens zu Beginn 
des in Satz 1 bezeichneten Wirtschafts-
jahrs bewirkt. 
 
(2) Das Gesetz über steuerliche Maß-
nahmen bei Änderung der Unterneh-
mensform vom 6. September 1976 
(BGBl. I S. 2641), zuletzt geändert durch 
Artikel 11 des Gesetzes vom 21. Dezem-
ber 1993 (BGBl. I S. 2310), ist letztmals 
auf den Übergang von Vermögen anzu-
wenden, der auf Rechtsakten beruht, die 
vor dem 1. Januar 1995 wirksam werden. 
 

(2) Das Umwandlungssteuergesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 15. 
Oktober 2002 (BGBl. I S. 2002), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 16. Mai 2003 (BGBl. I S. 660), ist 
letztmals auf Umwandlungen und 
Einbringungen anzuwenden, bei denen 
die Anmeldung zur Eintragung in das für 
die Wirksamkeit des jeweiligen 
Vorgangs maßgebende öffentliche 
Register bis zum 12. Dezember 2006 
erfolgt ist. Für Einbringungen, deren 
Wirksamkeit keine Eintragung in ein 
öffentliches Register voraussetzt, ist 
diese Fassung letztmals anzuwenden, 
wenn das wirtschaftliche Eigentum an 
den eingebrachten Wirtschaftsgütern bis 
zum 12. Dezember 2006 übergegangen 
ist. 
 

(2a) § 2 Abs. 3 in der Fassung des Ge-
setzes vom 28. Oktober 1994 (BGBl. I S. 
3267) ist letztmals auf Vorgänge anzu-
wenden, bei denen der steuerliche Über-
tragungsstichtag vor dem 1. Januar 1997 
liegt. 
 

 

(3) § 4 Abs. 5 und 6, § 5 Abs. 2, §§ 7 
und 12 Abs. 2 und 3 sind erstmals auf 
Umwandlungsvorgänge anzuwenden, de-
ren Eintragung im Register nach dem 5. 
August 1997 beantragt worden ist. 
 

(3) Abweichend von Absatz 2 ist 
 
1. § 5 Abs. 4 für einbringungsgeborene 

Anteile im Sinne von § 21 Abs. 1 mit 
der Maßgabe weiterhin anzuwenden, 
dass die Anteile zu dem Wert im 
Sinne von § 5 Abs. 2 oder Abs. 3 in 
der Fassung des Absatzes 1 als zum 
steuerlichen Übertragungsstichtag in 
das Betriebsvermögen des überneh-
menden Rechtsträgers überführt gel-
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ten. 

2. § 20 Abs. 6 in der am 21. Mai 2003 
geltenden Fassung für die Fälle des 
Ausschlusses des Besteuerungsrechts 
(§ 20 Abs. 3) weiterhin anwendbar, 
wenn auf die Einbringung Absatz 2 
anzuwenden war, 

 
3. § 21 in der am 21. Mai 2003 gelten-

den Fassung ist für einbringungsge-
borene Anteile im Sinne von § 21 
Abs. 1, die auf einem Einbringungs-
vorgang beruhen, auf den Absatz 2 
anwendbar war, weiterhin anzuwen-
den. Für § 21 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 in 
der am 21. Mai 2003 geltenden Fas-
sung gilt dies mit der Maßgabe, dass 
eine Stundung der Steuer gemäß § 6 
Abs. 5 des Außensteuergesetzes in 
der Fassung des Gesetzes vom 
7. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2782) 
unter den dort genannten Vorausset-
zungen erfolgt, wenn die Einkom-
mensteuer noch nicht bestandskräftig 
festgesetzt ist; § 6 Abs. 6 und 7 des 
Außensteuergesetzes ist entsprechend 
anzuwenden. 

 
(4) § 17 in der Fassung des Gesetzes 
vom 28. Oktober 1994 (BGBl. I S. 3267) 
ist letztmals auf Abfindungen anzuwen-
den, die auf Rechtsakten beruhen, bei 
denen der steuerliche Übertragungsstich-
tag (§ 2 Abs. 1) vor dem 1. Januar 1999 
liegt. 
 
 
 

(4) Abweichend von Absatz 1 sind 
§§ 22, 23 und 24 Abs. 5 nicht anzuwen-
den, soweit hinsichtlich des Gewinns aus 
der Veräußerung der Anteile oder einem 
gleichgestellten Ereignis im Sinne von 
§ 22 Abs. 1 die Steuerfreistellung nach 
§ 8b Abs. 4 des Körperschaftsteuer-
gesetzes in der am 12. Dezember 2006 
geltenden Fassung oder nach § 3 Nr. 40 
Sätze 3 und 4 des Einkommensteuerge-
setzes in der am 12. Dezember 2006 gel-
tenden Fassung ausgeschlossen ist. 
 

(4a) § 18 Abs. 4 ist erstmals auf Aufga-
be- und Veräußerungsvorgänge anzu-
wenden, die nach dem 31. Dezember 
1996 erfolgen. 
 
(4b) § 19 Abs. 2 in der Fassung des Ge-
setzes vom 24. März 1999 (BGBl. I S. 
402) ist erstmals für den Veranlagungs-
zeitraum 1999 anzuwenden. 

 



 

FRDB01 78598406.2   

43

 
(4c) § 21 Abs. 2 Satz 6 in der Fassung 
des Gesetzes vom 22. Dezember 1999 
(BGBl. I S. 2601) ist erstmals auf Vor-
gänge anzuwenden, die nach dem 31. 
Dezember 1999 erfolgen. § 20 Abs. 5 
Satz 1 bis 3 in der Fassung des Gesetzes 
vom 20. Dezember 2001 (BGBl. I S. 
3858) sind erstmals auf Einbringungen 
nach dem 31. Dezember 2001 anzuwen-
den. Auf Einbringungen nach dem 31. 
Dezember 2000, aber vor dem 1. Januar 
2002 sind § 34 Abs. 1 und 3 des Ein-
kommensteuergesetzes für die Einbrin-
gung von Betriebsvermögen und § 34 
Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes für 
die Einbringung einer Beteiligung im 
Sinne des § 17 des Einkommensteuerge-
setzes auch anzuwenden, wenn die Kapi-
talgesellschaft das eingebrachte Be-
triebsvermögen oder die eingebrachte 
Beteiligung nicht mit dem Teilwert an-
setzt, der Einbringende eine natürliche 
Person ist und soweit der Veräußerungs-
gewinn nicht nach § 3 Nr. 40 Satz 1 
Buchstabe b und c in Verbindung mit § 
3c Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes 
teilweise steuerbefreit ist. § 21 Abs. 2 
Nr. 3 in der Fassung des Gesetzes vom 
20. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3858) ist 
auf die Veräußerung von Beteiligungen 
anzuwenden, auf die § 8b Abs. 2 des 
Körperschaftsteuergesetzes in der Fas-
sung des Artikels 3 des Gesetzes vom 
23. Oktober 2000 (BGBl. I S. 1433), das 
zuletzt geändert wurde durch das Gesetz 
vom 20. Dezember 2001 (BGBl. I S. 
3858), anzuwenden ist. 
 
(4d) § 21 Abs. 5 in der Fassung des Ge-
setzes vom 28. Oktober 1994 (BGBl. I S. 
3267) ist letztmals auf Vorgänge anzu-
wenden, bei denen der steuerliche Über-
tragungsstichtag vor dem 1. Januar 1998 
liegt. 
 
(5) § 21 Abs. 1 in der Fassung des Arti-
kels 15 des Gesetzes vom 11. Oktober 
1995 (BGBl. I S. 1250) ist erstmals auf 
Einbringungen anzuwenden, die nach 
dem 31. Dezember 1995 erfolgen. 
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(5a) § 21 Abs. 1 Satz 4 in der Fassung 
des Gesetzes vom 25. März 1998 (BGBl. 
I S. 590) ist letztmals auf den Erwerb 
von Anteilen durch Tausch anzuwenden, 
die auf Grund eines vor dem 1. Januar 
1999 abgeschlossenen obligatorischen 
Vertrags oder gleichstehenden Rechts-
akts erfolgen. 
 
(6) § 21 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 in der Fas-
sung des Artikels 11 des Gesetzes vom 
20. Dezember 1996 (BGBl. I S. 2049) ist 
erstmals auf Vorgänge anzuwenden, die 
nach dem 31. Dezember 1996 erfolgen. 
 
(7) § 24 Abs. 3 Satz 2 in der Fassung des 
Gesetzes vom 20. Dezember 2001 
(BGBl. I S. 3858) ist erstmals auf Ein-
bringungen nach dem 31. Dezember 
2000 anzuwenden. § 24 Abs. 3 Satz 4 in 
der Fassung des Gesetzes vom 20. De-
zember 2001 (BGBl. I S. 3858) ist erst-
mals auf Einbringungen nach dem 31. 
Dezember 2001 anzuwenden. 
 
(8) § 7, § 8 Abs. 2, die §§ 9 und 10 sowie 
§ 13 Abs. 1 in der Fassung des Artikels 3 
des Gesetzes vom 20. Dezember 2001 
(BGBl. I S. 3858) sind erstmals auf 
Umwandlungen anzuwenden, auf die 
dieses Gesetz in der Fassung des Artikels 
5 des Gesetzes vom 23. Oktober 2000 
(BGBl. I S. 1433) erstmals anzuwenden 
ist. § 12 Abs. 5 Satz 1 in der Fassung des 
Artikels 3 des Gesetzes vom 20. Dezem-
ber 2001 (BGBl. I S. 3858) ist erstmals 
auf einen Vermögensübergang anzuwen-
den, der nach dem 15. August 2001 er-
folgt. § 26 Abs. 2 Satz 1 in der Fassung 
des Artikels 3 des Gesetzes vom 20. De-
zember 2001 (BGBl. I S. 3858) ist erst-
mals auf Veräußerungen oder Übertra-
gungen anzuwenden, die nach dem 15. 
August 2001 erfolgen. 
 
§ 28 Ermächtigung  
 

§ 28 Bekanntmachungserlaubnis 
 

Das Bundesministerium der Finanzen 
wird ermächtigt, den Wortlaut dieses 
Gesetzes und der zu diesem Gesetz er-

Das Bundesministerium der Finanzen 
wird ermächtigt, den Wortlaut dieses 
Gesetzes und der zu diesem Gesetz er-
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lassenen Rechtsverordnungen in der je-
weils geltenden Fassung satzweise 
nummeriert mit neuem Datum und in 
neuer Paragraphenfolge bekannt zu ma-
chen und dabei Unstimmigkeiten im 
Wortlaut zu beseitigen.  

lassenen Rechtsverordnungen in der je-
weils geltenden Fassung satzweise 
nummeriert mit neuem Datum und in 
neuer Paragraphenfolge bekannt zu ma-
chen und dabei Unstimmigkeiten im 
Wortlaut zu beseitigen. 
 

 
 


